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Der Oetmatdienst
«

Wir wollenArbeit schaffen!
Von Reichsarbeitsminister Schäffer-

Es gibt keinen allgemein gültigen Gradmesser der Kon-

junktur. Jedoch kann man an dem Verlauf einiger Spezial-
kurven den Grad des deutschen wirtschaftlichen Niederganges
ablesen. Als eines der sichtbarsten Anzeiger darf die Arbeits-

losigkeit angesehen werden. Man schätzt,daß zur Zeit etwa
»

25 Millionen Menschen in der Welt arbeitslos sind. Davon

entfallen auf die Vereinigten Staaten über 11 Millionen, über

5 Millionen auf Deutschland und über 2 Millionen auf Eng-
land. Gewiß hatten wir auch Arbeitslose vor dem Krieg.
Aber verglichen mit den heutigen Riesenziffern schrumpfen die

Arbeitslosenzahlen der Vorkriegszeit auf ein Minimum zu-

sammen. Die Folgen hiervon sind nicht schwer zu erraten:

schärfsterRückgang der Produktion, des Handels und des Ein-

kommens.

Unsere Jndustrieproduktion ist im Durchschnitt auf etwa

60 v. H. des Umfanges von 1928 gesunken; wichtigste Produk-
tionszweige können ihre Kapazität noch nicht einmal zur

Hälfte ausnutzen. Ähnliche

Verhältnisse finden wir in

allen Industrieländern. So

lastet eine Riesennot auf un- DieArbeitslosen derWelt

Ein weiterer Weg zur Zurückdröngungder Arbeitslosig-
keit liegt in der Arbeitsbeschaffung durch die

öffentliche Han d. Als das jetzige Kabinett die Regie-
rung übernahm, hat es sofort ein Arbeitsbeschaffungsprogramm
in Höhe von 135 Millionen RM. für ländliche Siedlung und

vorstädtische Kleinsiedlung, Wasserbauten, Straßenbauten,
Meliorationem Teilung und Reparaturen von Wohnungen
usw. aufgestellt. Dadurch fanden etwa 65 000 Arbeiter wieder
Arbeit und Brot. Dabei ist die Regierung nicht stehen ge-
blieben. Sie hat ihr Arbeitsbeschaffungsprogramm bald da-

nach um mehr als 200 Millionen RM. erweitert. Jn das

neue Programm wurden auch Arbeiten einbezogen, die der

schwer darniederliegenden deutschen Werftindustrie wieder Be-

schäftigung bringen sollten. Auch wurde ein neuer Betrag
wieder eingesetzt, um den Baumarkt zu beleben. So wurden

50 Millionen RM. für Hausreparaturen zur Verfügung ge-

stellt. Außerdemist die Reichsregierung bereit, mit 20 Mil-
lionen RM. den Eigenheim-
bau finanziell zu unterstützen.
Angesichts der Bedeutung
der Bauwittschaft für die

serem Volksleben. Für Mil- HILBIM nsse · « , · 29 gesamte Wirtschaft ist gerade
. . . ...-» -. ,: ."-s s-- "J.’-- cis «’ aus« —s’ Eritis-u »in-inni- iis »so-nd lud-m n« « .«».ii"0. - ·-

lionen von Menschen ist die »J» « L L L g Usg s««.«s1« « «s««y« « « «FH « «F««j«»Ist ««J dieseZurverfugungstelluiigvon
Deckung der notwendigsten ists-Und st.«.x5.x.u««·ik.i.-'Yiz.cesse-cs·i:.-.«.n:.fizi«cn«18 großeren Mitteln wichtig.
Bedürfnisse in Frage gestellt.
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4 Nach Schätzung namhafter

Die leibliche Existenzunzäh-
«

IIIFH Kznzdz HJXJFIMJJVJHJIM«
«

«

Nationalökonomenlebt in

liger Menschen ist bedroht. 223mscfithxe
' '

ist«-e Zeiten normaler. Baiukoni
Ä J A « J J s

,

»

1«i«)er-(·v—u«-i«i·is.c
i i h i i i JOSTSUCIMJJYJHÄJYJYJHinter der leiblichen Rot

vo-
«

« »F «M»».M.»Hm. «».««.»«,»»2,796
junktur in Deutschland etwa

aber steht.noch eine größere :1j’«»’»’«’««kxn9sdndMAY «"«")««"« «JU« ein Siebentel bis einnAchtel
und druckendere. Junge ist-Ok-»f«zf-;s«kk»»k«., Hin-H-«i.;H-k.ispis«x.i

der gesamten Bevolkerung
Menschen zu Hunderttausen- z F F F FMEMOSIOWYOUijij 4Y mittelbar und unmittelbar

den sind zur entnervenden -

ZEIT stoslånd
«

von ·der Bautätigkeit. Die

Arbeitslosigkeit verurteilt und Ue sszkzs «.s,»i..c»«»·»«s.««sie-z
- Wirkung des Niederganges

sehen keine Hoffnung mehr F k«JTSHSH U«s»«·s«« »
der Bauwirtschaft war ins-

ver sich. Unendlich viele Msz . »Mit-W
·

-

besondere aus dem Arbeits-
. . »

.

. i i Frankrciih « « - « . .

Familienvatek Haben keine sikmp Markt besonders Ungünstts
»Chance« mehr. So entsteht Ischwedenfss« «

M JM Jahre 1931 betrug der

in diesen Menschen das furcht-
bare Gefühl, daß sie aus der

.

menschlichen Gemeinschaft ausgeschlossen sind. Diese harten
Tatsachen müssen wir klar sehen.

Die Arbeitslosenfrage ist die deutsche Frage der

Gegenwart; um ihre Lösung muß sich die gesamte-
deutsche politik der nächstenZeit drehen. Auch der größte
Gegner des jetzigen Kabinetts wird ihm nicht abstreiten
können, daß es von Anfang an die Arbeitslosenfrage
als die politische K e r n f r a g e angesehen hatund sichbemüht,
auch neue Wege zu deren Lösung zu gehen. Jch weiß wohl,

daß diese Frage bei uns schwerer als in jedem anderen Lande

zu lösen ist. Unsere Kreditbasis ist innen- und außenpolitisch
beengt. Wir können dabei nicht kreditpolitische Experimente
machen, wie z. B. England. Denn wir haben die größte Jn-
flation aller Zeiten hinter uns. Die Reichsregierung weiß,
daß es auch nicht ein einziges Mittel zur Behebung der

Arbeitslosigkeit gibt. Es müssen aber alle Wege gegangen

werden, die irgendwie dazu dienen können, um die drückende

Not der Arbeitslosigkeit zu mildern. Außenpolitisch wird

Deutschland auch in Zukunft an der Wiederherstellung des

Vertrauens in der Welt arbeiten. Daß diese Arbeit der Reichs-

regierung bisher nicht ohne Erfolg war, beweist das Ergebnis
der Lausanner Verhandlungen. Natürlich müssen alle Staaten

der Welt ohne Ausnahme guten Willens sein und ihren Beitrag
zur Wiederherstellung des gegenseitigen Vertrauens liefern.
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Monatsdurchschnitt der ar-

beitslosen Bauarbeiter 47 ooo,

Ende Januar 1932 waren fast eine Million Bauarbeiter erwerbs-

los, im Monat Juli d. J. war noch nicht ein Viertel aller Bau-

arbeiter beschäftigt,obwohl dieser Monat bisher der günstigfte

für das Baugewerbe in diesem Jahre war. Vergegenwärtigt man

sich diese Tatsachen, so erkennt man, wie auch arbeitsmarktpoli-
tisch günstig sich die namhaften Summen, die für die Zwecke des

Wohnungswesens, die Fortführung der Stadtrandsiedlung und

die Finanzierung von Eigenheimen bereitgestellt wurden, aus-

wirken werden. Bei der Durchführung des Arbeitsbeschaf-
fungsprogramms in Höhe von mehr als 200 Millionen RM.

werden wieder rund 150 000 Menschen Beschäftigung finden.
Mit diesen Arbeitsbeschaffungsmaßnahmenhatsich die

Reichsregierung aber noch nicht begnügt. Denn solche Maß-
nahmen bleiben immer unvollständig. Wichtiger ist die Frage,
wie die Wirtschaft natürlich belebt werden kann.

Die Reichsregierung fteht auf dem Standpunkt, daß die Zeit
des Sichfügens in das Unvermeidliche vorbei sein, daß sie von

der V e r t e i d i g u n g gegen die Wirtschaftskrise nunmehr

zum Angriff übergehen muß. Andernfalls war zu be-
fürchten, daß das deutsche Volk nicht mehr in der Tage sei,
den bevorstehenden schweren Winter zu überstehen. Sollte
unseren Arbeitslosen Hilfe gebracht werden, so mußte die

Energie und die Initiative des wirtschaftenden Menschen neu

angeregt werden. Bei Betrachtung der Weltwirtschaftslage

s
T
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Ver Heimatdienst

darf man auch den gegenwärtigen Zeitpunkt für solche Maß-
nahmen für richtig halten, weil doch Anzeichen dafür vorhanden
sind, daß die Weltwirtschaftskrise tatsächlich den Tiespunkt
überwunden hat. Die Überwindungder Krise verlangt rasches
und schnelles Handeln. Deshalb hielt es die Regierung für
notwendig, geeignete Maßnahmen zur Krisenbekämpfungin
die Wege zu leiten. Sie tat dies durch die Verordnung zur
Belebung der Wirtschaft vom 4. September 1932. Die Wirt-

schaft und das Unternehmertum haben die Vorschläge im Wirt-

schaftsprogramm der Reichs-
regierung freudig aufgenom-
men und zum Ausdruck ge- Dekachaftsplan der Keicnskeqiekunq

näher darlegt, daß sich der Beschäftigungsgrad tatsächlich im

gleichen Umfang vermindert hat. Auch die Reichsanstalt schließt
aus den Berichten der Arbeitsämter, daß eine ruhigere und

verhältnismäßig günstige Entwicklung des Arbeitsmarktes in

diesem Jahre festzustellen ist. Für diese Auffassung spricht auch,
daß die Fluktuation auf· dem Arbeitsmarkt in der letzten Zeit
größer als in den Vorwochen war. Gerade dieser starke
Wechsel zwischen Beschäftigung und Arbeitslosigkeit deutet auf
eine günstige Entwicklung des Arbeitsmarktes hin.

Zur Überwindung der

Rot genügt es nicht, die pri-
vate Initiative der Unter-

bracht, daß sie ihrerseits alles

tun wollen, um das Gelingen
zu sichern. Auch im Gewerk-

schaftslager hat man sich be-

reit erklärt, »dem wirtschaft-
lichen Teil des Regierungs-
planes dieChance zuzubilligen, « sz f » L

seine Brauchbarkeit unter Bei J H spTM
. Jssfweis zu stellen«.»Wir werden

· « ’

-
U

unt-s- keiner sMaßnahme in den

Weg stellen«,so führte T a r -

no w auf einem Gewerk-

schaftskongreß kürzlich aus,

»von der wir hoffen können,
daß sie denArbeitslosen hilft.«

Es hat sich natürlich kein DU-

·'(t 1927

OFTHE-findununtmllWHWMFEOjeuEhloiäqiers..

s

ihr-W«IH«.."«fsslllllllllkllsit

Es wurden geschaffen sweneinMilliarden UN) nehmer anzuregen, sondern es

muß auch gelingen, die ge-

samte deutsche Arbeitnehmer-
schaft zur Mitarbeit an diesem
programm zu gewinnen. Jch
bin mir bewußt, daß hier
noch manche Widerstände zu
überwinden sind. Diese Wider-

stände kommen hauptsächlich
kommgszksånuittes daher, daß die deutsche
vonssisthkkd Arbeiterschaft des Glaubens

MMOCÆYM ist, daß die gegenwärtige
Regierung soziale Rechte neh-
men wolle. Jch möchte die
Arbeiterschaft bitten, sich
doch von der Vorstellung,

Mensch dem Glauben hinge-
geben, daß das Wirtschaftsprogramm mit einem Schlag alle

Arbeitslosen wieder in Arbeit bringen kann. Aber der objektive
Beobachter unserer Verhältnissewird zunächstfeststellen müssen,
daß die Krisenpsychose erkennbar abgeflaut ist. »

Gerade diese
drohte, je länger je mehr, zu einer unheilvollen Gefahr für die

gesamte Wirtschaft zu werden. Sie war auch eine der Häupt-
ursachen für die große Hoffnungslosigkeit, der sich so viele

Arbeitslose hingaben. Ferner ist objektiv festzustellen, daß
durch die Maßnahmen der Reichsregierung zum mindesten
keine weitere Verschlechterung in produktion und Absatz mehr
vorliegt. Vielfachsind eine bessere Stimmung und gewisse An-

fätze zu neuer Unternehmungslust in Unternehmerkreisen zu
beobachten. Die Betonung der privatwirtschaftlichenInitia-
tive gegenüber all den unklaren Vorschlägen einer Planwirts
schaft oder eines Staatssozialismus oder

’

Staatskapitalismus hat in den Wirt-

schaftstreisen zweifellos starke psychos

wir befänden uns im Sta-

dium der Zerschlagung der Sozialpolitik, frei zu machen.
Eine solche Ansicht ist ebenso falsch wie die andere Ansicht,
daß in Notzeiten der deutschen Wirtschaft aus Sozialpolitik
überhaupt keine Rücksichtgenommen werden darf. Die Reichs-

regierung hat sozialpolitisch nichts zerschlagen. Geblieben ist
die Gleichberechtigung von Arbeitgeber und Arbeitnehmer, wie

sie im Artikel 165 der Reichsverfassung ausgesprochen ist, und

damit die Grundlage des Arbeitsrechts. Erhalten geblieben
ist auch der Tarifvertrag. Diesen bedroht nicht derjenige, der

das gegenwärtigeTarifrecht den wirtschaftlichen Verhältnissen
anzupassen sucht. Die Höhe der Löhne ist abhängig von dem

Schicksal der gesamten Wirtschaft. Geht es dieser schlecht, dann
-

müssen sich die Löhne früher oder später einmal diesen Ver-

hältnissen anpassen. Das ist eine Binsenwahrheit, die man-

aber offenbar immer wieder aussprechen
muß. Gibt der Tarifvertrag keine Mög-

logische Wirkungen erzielt. Sehr deut-

lich beweisen dies die Berichte über
.-die- Entwicklung des Arbeitsmarktes.

Diese sind der Offentlichkeit bekannt.

Ich will deshalb nur nochmals fest-
stellen, daß im August und September
d. J. die Zahl der eingeschriebenen
Arbeitslosen um 300000 zurückgegangen
ist, in der zweiten Hälfte des Monats

September allein um 133 ooo. Vers « ; s :

gleicht man dagegen die Entwicklung DEVANT-LIM-W—
des Vorjahres, so ist festzustellen, daß
sie in den gleichen Monaten 1931 ganz
erheblich gestiegen ist. Demgegenüber
braucht die letzte Meldung über die

Arbeitsmarktlage im Reich für die Zeit
vom 1. bis 15. Oktober 1932 nicht zu
beunruhigen. Wenn auch hier eine Zu-
nahme um 48 000 Arbeitslose festzu-
stellen ist, so bedeutet dies nicht, wie die

Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und

Arbeitslosenversicherung in ihrem Bericht

»
.- »

vieAkdeitrlosiqleeitqetItzurück
« dekAcSlosiqkeiibetruqt

J

lichkeit, solchen Notzeiten gerecht zu wer-

den, dann allerdings sehe ich ihn sehr
Is iniooo bedroht. Eine Anpassung des Tarifvers
AWVMSU trags an die schwierigen Wirtschaftsver-

«

— hältnisse bedeutet, das sei noch einmalJ
zunahme betont, keineswegs eine Aushöhlung

»

und Gefährdung des Tarifrechts".v
-Um Gefahren für das Tarifrecht
auszuschließen,ist durch den zweiten Teil

der Verordnung vom 5. September 1952
die Möglichkeit vorgesehen worden, daß
die Tarifvertragsbestimmungen zugunsten
gefährdeter Betriebe variabel gestaltet

vwerden können. Wer weiß, wie so oft
schon nicht nur Arbeitgeber, sondern auch
Arbeitnehmer im Reichsarbeitsminii
sterium vorstellig wurden, vom Tarifs
vertrag in einzelnen Notfällen abweichen
zu können, um sich den Arbeitsplatz zu

erhalten, weiß, wie notwendig diese
Vorschrift war. Durch die Ein-

schaltung des Schlichters ist nach
Möglichkeit eine mißbräuchliche Aus-

1932
JUU AUG, SEPI
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nutzung der Verordnung unterbunden Die Erholung an äekdökse
«

wußte damals, daß in der Jnvalidens
worden. Wer dem Schlichter die Auf-
gabe streitig machen will, je nach den

wirtschaftlichen oder sozialen Erforder- W
Ue

nissen auf eine Tohnerhöhungoder Lohn-
senkung hinzuwirken, hebt grundsätzlich
das Schlichtungswesen auf.

Von den sozialen Errungenschaften
ist weiter geblieben die allgemeine
Arbeitsgerichtsbarkeit, der Frauen-,
Mutter- und Kinderschutz und all die

.sonstigen Bestimmungen des Arbeits-

schutzes. Auch von den Einrichtungen
in der Sozialversicherung ist nichts ab-

gebaut worden. Hier ist lediglich aus

zwingenden Gründen ein Abbau der

Leistungen erfolgt. Der Abbau ist nur als

Mittel zur Erhaltung des Wichtigsten,
d.h. des Bestandes der Sozialversicherung

W
. in Kraft traten.

und Unfallversicherung die seitherigen
Entlastungsmaßnahmen nicht ausreichten,
um die Versicherungszweige gesund zu
machen. Deshalb hatte ja auch bekannt-

lich die Vorgängerin der jetzigen Reichs-
regierung bereits ähnliche Sanierungs-
maßnahmen erwogen, wie sie dann durch
die Notverordnung vom 14. Juni 1932

Die Reichsregierung
wird auch weiter zu ihrem Bekenntnis

stehen, daß die sozialen Er-

rungenschaften der Arbei-

ter aufrechterhalten werden

müs s en. Daß sie bereit ist, sobald es

irgendwie die Verhältnissegestatten, so-
ziale Verbesserungen vorzunehmen, be-

weist der Jnhalt der Verordnung zur
Ergänzung von sozialen Leistungen.

ikn
allen

ihret;ci;?)tvleickg1en,fanzusehenilJch
IM

Jixtvorstehenden konnte ich nur

ann es mir i er i er paren, no ein-
if H is Juni Mi Au« He « met ganz urz einzelne Maßnahmen zur

mal die bedrängte finanzielle Tage
Am a g of

WOD Bekämpfung der Arbeitslosigkeit schil-
der Sozialversicherung, wie sie vor dern. Es wären noch eine Reihe von

Erlaß der Notverordnung vom H. Juni 1932 war, zu

schildern. Sie dürfte jedem Einsichtigen bekannt sein. Was

lag in dieser Notlage dem Freund der in ihrem Bestand be-

drohten Sozialversicherung näher, als daß er sich die Frage vor-

legte, was geschehen müsse, um die Sozialversicherung, die

große soziale Errungenschaft, auf die wir Deutsche mit Recht
stolz sind, durch die Zeitnöte hindurchzubringenp Jedermann

anderen Maßnahmen, wie z. B. die Förderung des frei-
willigen Arbeitsdienstes, die Bemühungen um eine Ver-

kürzung der Arbeitszeit usw. anzuführen. Eines ist sicher:
die Reichsregierung wird. den Kampf gegen die Arbeits-

losigkeit mit allem Nachdruck weiterführen. Nur so wird
es möglich sein, das deutsche Volk über den bevorstehenden
Winter hinwegzubringen. .

Die Stellung des Keichspräsidenienin der Verfassung
Von DI. Richard Schmidt, Professoran der Universität Leipzig

Die Rechtsstellung des Reichspräsidenten im deutschen
Staatsorganismus ist von der Weimarer Reichsverfassung nur

sehr unbestimmt, in wesentlichen Punkten geradezu wider-

spruchsvoll geordnet, und die Staatspraxis, d.h. die Ent-

schließung des Präsidenten im konkreten Augenblick, war sehr
häufig notwendig, um ihre Normen zueinander und zu den
die übrigen Reichsgewalten ordnenden Regeln in ein rechtes
Verhältnis zu setzen. Sicher war hierfür schon der erste
Präsident des republikanischen Reichs, Friedrich Ebert, ver-

dienstvoll wirksam. Aber erst durch Hindenburg wurde der
Blick in die verfassungsmäßigenMöglichkeiten des Präsidenten-
amts ganz freigelegt. Dies muß man sich an den beiden

großen Hauptfragen deutlich machen, zu denen die Reichs-
verfassung Stellung zu nehmen hatte, an der Frage der Be-

rufung zur Präsidentschaft (I) und an der Frage des Funk-
tionenkreises des Präsidenten (lI-—IV) — wie man auch kürzer
sagen kann, an dem Fundament und an den Auf-
gab en der Präsidentenstellung.sDort schwankte zu Anfang
die Grundgesetzgebung zwischen der Gestaltung der Präsident-
schaft als einer abhängigen oder einer unabhän-
gigen —- hier zwischen der Umgrenzung seiner Macht-
vollkommenheit als einer sch w a ch e n oder einer starke n ,

und in beiden Richtungen haben erst die historischen Ge-

schehnisse die beiden letzteren, gesünderen Regelungen be-

festigt.
I.

Die Grundlagen der Stellung des Reichspräsidenten.

Beim Entstehen unserer Reichsverfassung war die Tage
der Ausbildung einer unabhängigen Stellung des Reichs-
präsidenten ursprünglich nicht günstig. Die Volks-

wahlen des 19. Januar 1919 gab-en dann zwar rasch
für die Schaffung des einheitlichen Staatshaupts den

Ausschlag. Aber bei der Begründung einer vorläufigen
Reichsgewalt wurde wie in Frankreich die Wahl des

ersten Präsidenten der Nationalversammlung, dem neuen

Parlament, überlassen,und nach dem Inkrafttreten der Ver-

ZZX

fassung wurde der vorläufige Präsident Ebert nicht durch
Volkswahl als endgültiger Präsident bestätigt, sondern eine

Entschließung hierüber hingezögert und schließlich im Oktober

1922 die Bestätigung mit Geltung bis zum Juni 1925 durch
ein vom Reichstag beschlossenes versassungsänderndes Gesetz
ausgesprochen. Jmmerhin hatte inzwischen doch bei dem

Beschluß der Rationalversammlung über die endgültige Ver-

fassung in der Mehrheit der Parteien die ÜberzeugungWurzel
gefaßt, daß die außerordentlich große Machtfülle, die die

Reichsverfassung dem künftigen Parlament anvertraut hatte,
ein Gegengewicht in einem ,,plebiszitären«Präsidenten er-

fordere. So war der Art. —41: »Der Reichspräsident wird vom

ganzen deutschen Volke gewählt« schon damals unter Dach ge-
bracht worden, 1920 war das Aussührungsgesetz hierzu erlassen

kworden Bestandteil des wahrhaft lebendigen Rechts ist aber

das Prinzip doch erst durch die Wahl Hindenburgs im März
und April 1925 geworden, so daß schon der Unabhängigkeits-
gedanke mit der Persönlichkeit des heutigen Reichshaupts
innerlich verflochten ist.

Die Bedeutung dieses Ergebnisses ist noch dadurch ge-

steigert worden, daß die Reichsverfassung gleichzeitig nicht die

kürzere amerikanische Amtszeit des Präsidenten« von vier,
sondern die längere französische von sieben Jahren auf-
genommen und weiter eine Wiederwahl ausdrücklich für

statthaft erklärt hat, wie sie denn im letzten Jahre tatsächlich
erfolgt ist. Und endlich hat das Gesetz über die Wahl
des Reichspräsidenten in einer Neufassung von 1924 die

Geltendmachung der natürlichen Volksstimmung bei der Wahl
dadurch erleichtert, daß es zu deren Zustandekommen zwar im

ersten Wahlgang die absolute Mehrheit der abgegebenen
Stimmen (mehr als die Hälfte) verlangt, aber —- wenn eine

solche nicht erreicht wird.— im zweiten Wahlgang schon die

relativ höchsteZahl aller Stimmen entscheiden läßt. Damit

ist eine Stichwahl und deren leidiger Begleiter, die parteis
egoistische Abmachung von Wahlbündnissen der Parteiorgane,

«

nach Kräften ausgeschaltet und für die Entschließung des

einzelnen Wählers freie Bahn geschaffen.

«
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H.

Die rechtliche Machtfphäre des Reichspräsidenten.
Bei dem raschen Wachsen der Selbständigkeit der Präsi-

dentenwürde waren die Erfahrungen, die mit dem Pflichten-
kreis ihres Trägers gemacht worden waren, bereits von Ein-

fluß gewesen. Mehr und mehr hatte-man sich überzeugen
müssen, daß das Bedürfnis der nun in Tätigkeit stehenden
neuen Republik an den verschiedensten Stellen eine neben dem

Reichstag und Reichsrat stehende aktive Potenzunentbehrlich
mache, und zwar gar nicht nur erst«bei der eigentlichen Er -

füllung der Staatsaufgaben innerhalb seiner
ordentlichen und außerordentlichen Funktionen (IV), sondern
sogar schon bei dem Aufbau des Staates selbst, bei der

Schaffung der Organe, die zur Erfüllung der Aufgaben er-

forderlich sind (III). Auch hier, und zwar in beiden Rich-
tungen, hatte es gegolten, zu den gegensätzlichenSystemen der

französischenund der amerikanischen Präsidentschaft,von denen

heute die eine den k o m p e t e n z st a r k e n , einflußreichen,
die andere den k o m p e t e n z s ch w a ch e n , wesentlich deko-
rativen Typus verkörpert, Stellung zu nehmen, und auch hier
hatte sich mehr und mehr, wenn auch hier langsamer als bei
der Frage der Berufung (I), das Streben zu enger Begrenzung
—gder«-Kompetenz-in der Richtung zu ihrer wachsenden Erweite-

rung verschoben.
Ill.

Der Einfluß des Reichspräsidentenauf den Aufbau der

Reichsorgane.

Jn der organisierenden Funktion des Reichspräsidenten
wird die Parallelstellung zum Reichstag, die bei seiner Be-

rufung zum Ausdruck gekommen ist, praktisch wirksam. Sie

hilft in besonderer Weise die lapidare Vorschrift des Art. 1
der RV. verwirklichen: »Die Staatsgewalt geht vom Volke
aus.« Nachdem das Volk durch die beiden zuvor geschilderten
getrennten Volkswahlen unmittelbar den Präsidenten und den

Reichstag zu ihren Gewalten berufen"hat, läßt es mitte l -

b a r durch das Zusammenwirken dieser beiden höchstenOrgane
die weiteren Gewaltträger ins Leben setzen, die Reichsregie-
rung und die Reichsbeamtenschaft. Bei beiden aber ist der

Einfluß des Reichspräsidentender stärkere Faktor geworden.
«

Für die Zentralgewalt, die aus Reichskanzler und Reichs-
miniftern bestehende Rei"chsregierung, hat Art. 58 und 54
der RV. das Zusammenwirken in einer Weise geordnet, daß
fischder Anteil des Reichspräsidentenzunächstals ein sehr be-

scheidener darstellt. Ihre Mitglieder werden vom Präsidenten
»ernannt und entlassen«. Da aber der Reichstag, d. h. die in

ihm überwiegende Parteikoalition, dem vom Präsidenten
mit der Kabinettsbildung zu betrauenden Staatsmann, dem

künftigen Reichskanzler, das Vertrauen erklärt haben muß,
ebenso wie den vom Kanzler auszuwählenden Ressort-
ministern — da andererseits für jeden Minister durch die Ent-

ziehung dieses Vertrauens die Pflicht zum Rücktritt begründet
wird,v so scheint die präsidentielleErnennung und Entlassung
sich auf eine bloße Form zurückzuziehen. In der Tat war das

»parlamentarische Prinzip« der Kabinettsbildung von den

maßgebenden Redaktoren der Reichsverfassung in solchem
Sinne gedacht. Aber die Wucht der Verhältnisse hat die

Einflußlage gerade umgekehrt. Von jeher hatte es den Haupt-
punkt in der politischen Anschauung Bismarcks gebildet, daß
bei der Mannigfaltigkeit der deutschen Parteien ein Par-
lamentarismus für Deutschland ungeeignet sei. Diese Un-

berechenbarkeit des deutschen Parteiwesens hat sich nun in der

Republik in ungeahnter Weise unter den Wirkungen des

Verhältniswahlrechts rasch bestätigt und gesteigert und eine

Parteizersplitterung und damit eine Verschärfung der Partei-
gegensätzeentstehen lassen, die schon seit Jahren eine rationelle

Regierungsbildung zur Unmöglichkeit macht. Die Folge war,

daß die Bildung der Kabinette immer mehr in die Hand des

Reichspräsidentenals des maßgebendenFaktors übergegangen
ist —- ein Ergebnis, das dadurch erleichtert ,wird, daß die

Reichsverfassung über die Auswahl ministrabler Persönlich-
keiten keine Vorschriften getroffen hat. Der Präsident hat
demnach, ohne an Parlamentarier gebunden zu sein, feine
Kabinette vielfach auch mit höheren Staatsbeamten (Mit-
gliedern des Auswärtigen Amts, des Reichsministeriums des

Inneren), mit führenden Gemeindebeamten (Oberbürger-
meistern der Großstädte) besetzen können. Der fortbestehende
Grundsatz, daß der Reichstag durch Mißtrauensvotum den

Kabinettssturz herbeiführen kann, ändert daran nichts Ent-

scheidendes. Einmal ist er wirkungslos, solange sich die

Parteien unfähig wissen, ein neues Kabinett zu bilden. Und

außerdem gibt für diesen Fall der Art. 25 der RV. dem

Präsidenten ein starkes Abwehrmittel in der Auflösung des

Reichstags und Ausschreibung von Reuwahlen mit der"Aus-

ficht hierdurch die Wahl eines seinem Kabinett günstigeren
Parlaments herbeizuführen. Nur die Schranke ist dem

Präsidenten gezogen, daß er die Auflösung nicht zweimal aus

dem gleichen Anlaß verfügen darf. Die dem Reichstag seiner-
seits gegebene Macht, vor Ablauf der Amtszeit die Absetzung
des Präsidenten selbst durch Volksabstimmung herbeizuführen
(Art. 43, 2),- ist wegen des Erfordernisses einer Zweidrittel-
mehrheit des Reichstags zum Antrag und wegen der Schwer-
fälligkeit unseres Volksabstimmungsapparats kaum von prak-
tischer Wirkung.

Durch die allmählicheKlärung dieser Rechtslage hat sich
die Rechtsstellung des Präsidenten in seinem Einfluß auf die

Kabinettsbildung immer fester und für ihn günstigergestaltet.
Sie hattpsichdamit der Stellung des amerikanischen Präsidenten,
der von sich aus, mindestens ohne an den Einfluß der Volks-

kammer gebunden zu sein, die Chefs der einzelnen Ministerien,
die ,,Staatssekretäre«ernennt, sehr erheblich angenähert. Vom

französischenPräsidenten hat sie sich immer mehr entfernt, weil

diesem eine Auflösung des Parlaments durch bestimmte Er-

schwerungen der Verfassung und konstante Übung tatsächlich
unmöglich gemacht ist.

Mit der wachsenden Bedeutung der Präsidentschaft für
die Kabinettsbildung ist naturgemäß auch seine Bedeutung für
die Ernennung der sonstigen Reichsbeamten,
der höheren Offiziersstellungen des Heeres, der Botschafter,
Gesandten und Konsuln, der Abteilungsleiter und Referenten
der einzelnen Ressortministerien des Reichs, des Reichsbank-
direktors und anderer mitgewachsen.

IV.

Der Einfluß des Reichspräsidentenauf die Erfüllung
der Reichsaufgaben.

Richt minder einleuchtend macht sich das allmähliche

Wachsen der präfidentiellenMachtstellung da bemerkbar, wo

der Präsident bei den staatlichen Aufgaben des

Reich e s s e l b st —- der gesetzgebenden, verwaltenden,

justiziellen —- mitwirkt.

Faßt man hierbei nur die Zeiten normaler und ungestörter
Abwicklung der staatlichen Funktionen ins Auge, so erscheinen
die Kompetenzen des Reichspräsidenten,so wie sie die Reichs-

verfassung ausdrücklich aufzählt, bescheiden. Sie bestehen in

ganz bestimmten Einzelakten, deren Wirkung eng umgrenzt ist,
und-bei«deren- jedem der. Präsident außerdem an die Mit-

wirkung anderer Reichsorgane, des Reichskanzlers oder eines

anderen Reichsministers, des Reichstags, des Reichsrats, des

Reichsvolks im Sinne der wahlberechtigten Aktivbürgerschaft
gebunden wird.

Gering ist vor allem der Einfluß auf den normalen Akt

der Reichsgesetzgebung. Der Präsident hat nicht die Gesetzes-
initiative, kann dem Reichstag nicht Reichsgesetzentwürfevor-

legen. Er hat noch weniger die Sanktion, die inhaltlicheBe-
stätigung des vom Reichstag beschlossenen Gesetzes. Dieses ist
rechtsgültig mit der Verabschiedung durch den Reichstag.·Dem

Reichspräsidentenfällt nur der formale Akt der Ausfertigung
und Verkündung zu, zudem er verpflichtet ist. Wohl steht
ihm gegen einen Gesetzesbeschlußdes Reichstags ein Einspruch
zu (Art. 7Z, 1), aber dieser ist kein das Gesetz verwerfendes
oder auch nur aufschiebendes Veto. Um sich zu einem solchen
auszuwachsen, bedarf es der Zustimmung eines Volksentsch»eids,
der nach der Reichsverfassung bekanntermaßen schwerfallig,
kostspielig und deshalb nur selten anwendbar und erfolgretch
ist. Rur in den Fällen, wo bereits der Reichsrat, die sonder-

vertretung, Einspruch erhoben hat, wird sder Einfluß des
Präsidenten von realem Gewicht. Denn wenn er sichdem Ein-
spruch des Reichsrats anschließt, gilt das Reichsgesetz im
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-Zweifel als beseitigt (Art. 74). Nur ausnahmsweise, wenn

der Reichstag bei nochmaliger Beschlußfassungmit Zweidrittel-
mehrheit an seinem Gesetz festhält, muß der Präsident den

Volksentscheid über das letztere herbeiführen. Erst wenn auch
dieser sich dem Veto des Reichsrats und des Reichspräsidenten
anschließt, gilt das Gesetz als verworfen; auch in diesem F«alle
ist also das Votum des Reichspräsidentenan sich von sekundärer
Bedeutung. Vor allem aber wird dem Präsidenten ein auf sich
selbst beruhendes Recht, Rechtsregeln im Wege der Verordnung
zu erlassen, unter regulären Bedingungen nicht erteilt. Die

verfassungsgemäß erlassene Rechtsnorm ist nur als ,,kon-
stitutionelles Gesetz«gültig, m.a. W. sie bildet das Monopol
des Reichstags, und nur wenn der Reichstag den Präsidenten
zum Erlaß von Rechtsverordnungen ermächtigt, kann dieser an

die Stelle des eigentlichen Gesetzgebers treten —- dies aller-

dings in großem Umfang vor allem durch Erlaß von Aus-

führungsverordnungen zu Reichsgesetzen, aber selbstverständlich
auch dies nur unter Gegenzeichnung des Reichskanzlers, so daß
in Wahrheit solche Verordnungen Reichsregierungsverordnuns
gen sind, die, in diesem Reichsministerium vorbereitet, im Ein-

vernehmen mit dem Reichspräsidenten verkündet werden.

Ebenso knapp bemessen werden die Zuständigkeiten des

Reichspräsidenten in Rechtspflege und Verwaltung.
In die Tätigkeit der ordentlichen Gerichte greift der Reichs-
präsident als Handhaber des Begnadigungsrechts ein, freilich
nur da, wo Delikte vom Reichsgericht abgeurteilt worden sind,
denn im allgemeinen funktionieren die Landesregierungen als

Gnadeninstanz. Innerhalb der Verwaltung aber hat der

Reichspräsident seine prärogative nur im Wehrwesen, hier
durch die eigenartige Funktion der Kommandogewalt, d. h.
durch die Verfügung über das» präsente Heer, bei dessen milis

tärischerVerwendung, und weiter im Bereich des Auswärtigen
s

durch den Verkehr mit ausländischen Staatshäuptern oder Ge-

sandten. Vor allem vertritt er das Reich völkerrechtlich im

Abschluß von Staatsverträgen, die, vom Auswärtigen Amt

vorbereitet, wie ein Reichsgesetz nur im Einvernehmen mit
dem Reichspräsidentenrechtsgültig werden können (Art. 45,«47).

Es wäre aber ein Irrtum zu glauben, daß mit den ge-
nannten Einzelvorschriften die Einwirkung des Reichspräsi-
denten auf die staatlichen Funktionen überhaupt erschöpft
wäre. Wie erwähnt, beziehen sie sich nur auf die Lage, bei
der die staatlichen Tätigkeiten im Reich und in den Ländern

ihren gewöhnlichen Gang gehen. Bekannters

maßen ist diese gesunde und erstrebenswerte Erscheinung —

ein »normales Staatsleben« — in der kurzen Spanne Zeit,
die seit der Neuorganisation Deutschlands verflossen ist, nur

in sehr vorübergehendenZeiträumen zu verzeichnen gewesen.
Weitaus die Regel war ein von äußeren und inneren

Kämpfen erschüttertes oder bedrohtes Staatsleben. Da ist
es denn von größter Bedeutung, daß hierfür die RV.
die Verhängung außerordentlicherMaßregeln vorgesehen und

für den Fall ihrer Notwendigkeit die Festsetzung ihrer Art
und ihres Umfangs dem Reichspräsidentenmit einer Macht-
fülle übertragen hat, die ihm für einzelne Länder oder Landes-
teile oder für das gesamte Reichsgebiet, für einzelne Zweige
der Staatstätigkeiten oder für alle zeitweise eine Stellung ein-

geräumt hat, die unter Umständen dicht an eine Konzentration
sämtlicher Staatsfunktionen in seiner person angrenzt.

Allerdings hat der Art. 48 der RV. die B e d i n g u n g en ,

unter denen ein außergewöhnlicher Zustand, eine Staatskrisis
als gegeben angesehen werden soll, nicht einfach dem Ermessen
des Reichspräsidenten überlassen, sie vielmehr ausdrücklich ge-
regelt. Er hat sie andererseits jedoch nich t in g enau er

S p e z ia l i s i e r u n g festgelegt. Ein ergänzendes Reichs-
gesetz, dem eine solche vorbehalten wurde, ist bisher nicht er-

-

gangen, und so enthält der wichtige Artikel nur die allgemeinen
Rechtsgedanken der Umgrenzung, diese wiederum dadurch kom-

pliziert, daß sich in ihnen zwei verschiedene Gesichtspunkte
mischen.

"

Als ungewöhnlich und abnorm gilt in der RV. bereits

der Zustand, daß eines der Länder die »i h m n asch R V. o d e r

Reichsgesetzen obliegenden Pflichten« nicht
erfüllt. In solchem Fall also greift der Reichspräsident ein,
etwa dann, wenn die Reichsregierung nach Art. 15, Z die

mangelhafte Erfüllung reichsgesetzlicher Vorschriften durch eine
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Landesregierung gerügt und das Land dem Mangel nicht ab-

geholfen hat, oder wenn ein Landesministerium innerhalb
seiner Polizeiverwaltung, wie es das Land Thüringen 1950
getan, eine große Zahl von Mitgliedern einer Partei, die den

Umsturz der bestehenden Verfassung betreibt, zur Anstellung
gebracht hat. Hier wird dem Reichspräsidenten auf Grund
einer Feststellung der Pflichtverletzung, die ebenfalls er selbst
bindend vorzunehmen hat, die Gewalt der zwangsweisen Ver-

wirklichung des pflichtmäßigen Zustands, die sogenannte
,,R e ich s e x e k u t i o n«, eingeräumt, unter Umständensogar
mit Hilfe der bewaffneten Macht, eventuell aber auch nach
seinem Ermessen mit anderen, milderen, vor allem indirekten

Zwangsmitteln, wo solche ausreichen —

z. B. im Thüringer
Fall durch Sperrung der Zuschüsse der Polizeiverwaltung, zu
dem sich das Reich den Ländern allgemein verpflichtet hatte.

Roch weit umfassender gestaltet sich die Machtvollkommen-
heit des Reichspräsidenten im Fall des sogenannten »Aus-
nahmezustandes«,·d. h. dann, wenn nach Art. 48, 2, im Reich
die öffentliche Sicherheit und Ordnung er-

heblich gestört oder gefährdet wird. Hier erhält
der Reichspräsident die ,,R ei ch s d i k t a t u r«, die Befugnis,
»die zur Wiederherstellung der öffentlichen Sicherheit und

Ordnung nötigen Maßnahmen zu treffen«. Und diese Er-

mächtigung ist eine so allgemeine und dehnbare, daß sich für
die Formen der Abhilfemaßregelneine erschöpfendeAufzäh-
lung nicht entfernt geben läßt. Sie ermächtigen ihn hier nicht
nur zum Erlaß von Entscheidungen und Verhängung einzelner
Zwangsmaßregeln. Vielmehr gewähren sie ihm eine außer-
ordentliche Gesetzgebungsgewalt, die er durch Verordnung —

hier ohne vorhergehende Delegation des Reichstags! —, durch
»Rotverordnung« alle in lediglich unter Gegenzeichnung des

Reichskanzlers ausübt. Eine solche kann sich dann auf relativ

spezielle Maßregeln, z. B. solche wirtschaftlicher Art, be-

schränken. Wächst sich aber die Gefährdung der Sicherheit,
wie es in den letzten Jahren oft geschehen, zu schweren-Un-
ruhen und Tumulten, unter Umständen zu Angriffen um-

stürzlerischer Parteien auf die bestehende Regierung oder Be-

hördenordnungeines Reichsteiles, zu politischen Massenmorden
oder gar, wie es vor einigen Jahren in Sachsen geschah, zu
mißbräuchlichenverfassungswidrigen Übergriffen einer Landes-

regierung selbst aus, so kann die Notverordnung des Reichs-
präsidenten auch zur zeitweisen Beseitigung oder Einschrän-
kung der wesentlichen Organe eines Landes vorschreiten, zur
Betrauung eines Militärbefehlshabers mit der vollziehenden
Gewalt oder zur Einsetzung eines R e i ch s k o m m i s s a r s ,

auch wohl zum Ersatz der ordentlichen Rechtspflegebehörden
über Staatsverbrechen oder gemeingefährliche Delikte durch
außerordentliche Sondergerichte. Ausdrücklich ermächtigt ihn
Art. 48, 2, auch zur Außerkraftsetzung gewisser wichtiger
Stücke im Bestand der Freiheits- oder Grundrechte der

Bürger, der Bewegungsfreiheit, des Hausfriedens, des

Brief« und Postgeheimnisses, der Vereins- und Versamm-
’

xungsfreiheit
Rur zwei Beschränkungenwerden dem Reichspräsidenten

auch im Fall eines Ausnahmezustandes auferlegt. Er hat dem

Reichstag unverzüglich von seinen Maßregeln Kenntnis zu
geben und muß von dessen Beschluß ihre Außerkraftsetzung
gewärtigen —- das allerdings eine Schranke, die naturgemäß
nur von Bedeutung wird, wenn der Reichstag in Tätigkeit
ist, wenn er nicht etwa vorher oder gleichzeitig aufgelöst wird.

Und weiter hat der Reichspräsidentzu gewärtigen, daß die von

seinen Maßregeln betroffenen Glieder oder Organe des Reiches
— Länder, Regierungsorgane eines Landes, politische Par-
teien —- auf Ungültigerklärung seiner Notverordnungen oder

sonstigen Maßnahmen beim Staatsgerichtshof des Reichs am

Leipziger Reichsgericht Klage gegen die auf seine Anordnung
handelnde Reichsregierung erheben, weil sie nach der Behaup-
tung der Kläger die Grenzen des Art. 48, 1 oder 2, über-

schritten habe. In ganz großem Maßstab hat Deutschland
soeben diesen Weg vom Lande Preußen gegen das Reich be-

schritten gesehen, nachdem der Reichspräsident durch Vers
,

ordnung vom 20. Iuli 1932 im Land Preußen die preußische
Regierung suspendiert, den Reichskanzler als Reichskommissar
für Preußen eingesetzt und durch ihn die entlassenensMinister
durch andere ersetzt hat.
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Fünfzehn Jahre Sowietunion - Bos- D». »dasOsaka-ki-

Um 7. November 1932 wird man in der gesamten Sowjetunion
mit großartigen Feiern den fünfzehnten Jahrestag der sogenannten
Oktoberrevolution begehen, des Roten Umsturzes, der nach dem alten

Stil am 25. Oktober 1917 stattfand. Wenn man bedenkt, daß Lenin
bei Übernahme der Macht nicht daran rechnete, lange im Sattel

zu bleiben und daß er zunächstauch noch ein Kartell mit den Linken

Sozialrevolutionärenfür notwendig hielt, so wird man die fünf-zehn-
jährige Dauer des Ro-

ten Regimes in der

Tat als einen großen
Erfolg buchen müssen.

ist es, die den

legt hat.
Man kann diese Entwicklung als zwangsläufigbetrachten, da

mehr und mehr entscheidenden Platz be-

ein Gemeinwesen, das mit einer exklusiven Grundüberzeugung —

proletarische Diktatur zur Heraufführung des Sozialismus — sich
erhoben hatte, den modernen Parteienstaatmit seiner Vielfalt der

Schichten und Meinungen ablehnen, aber selbst den unkontrollierten

Sowjet beargwöhnen
mußte, der zwar nur

»Werktätige« kennt,

Und dies Regime ist
auch kaum von innen

her, sondern voraus-
,

sichtlich nur durch einen

unglücklichen Krieg . -

sortzufegen. So groß
die Unzufriedenheit der

Bauernmassen heute
sein mag, entscheidend
ist, daß ihnen ein lei-

denschaftlicher, auf die

Erhaltung der bolsche-
wistischenHerrschaftgei

— richtet-er Kollektivgeist
gegenübersteht,der von

der Kommsunistischen
Partei, und nicht zsus

letzt von deren Jugend,
getragen wird.

Man darf freilich
auch die Anfänge des

H anw.

,
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dikquniondes- sozialisiiscnen sowjeisspepubtileen
der aber doch —- schon
wegen seines dezentra-
listischen Charakters —

—-
1 Weiszrulzland

T «. .

sLTTsFthHKfür neue Bildungen
Turkmansstdn Tür Und Tor öffnet.

—

5 Usdekisisv Jeglicher Relativismus

hatte, genau wie im

Faschismus, einer Ab-

solutheit zu weichen,
die nur dort wohnen
konnte, wo die einzige
und letzte Quelle dieses
Gemeinwesens war,
eben im Bolschewis-
mus. Aber diese Kom-

munistische Partei hat
doch in sich schwere

.

» — »· Erschütterungen er-

.
, fahren. Ossiziell war

O«
·

die Bildung von Fraks
tionen verpönt, in der

Praxis aber haben sich
TeninschenRegiments Tok-»—j

«

z»«·«.»j»9.s - unablässig Fraktionen
nicht zu gering eins

C H « H A Wumonde aufgetan. Man denke

schätzen.Wenn der EIEH

ÅMAFFSWz-;F«;sssss·s2,
? Sowjetrepublikon an die Linksopposition

Begründer der bolsches No »Es . HWEHW HGJHM W Bundesmjthiedkzr Trotzkis, die furchtbare
, , ,

. . . . ,- Z »

wistischen Partei un-
«

Kampfe entfachte, denke
mittelbar vor der an die ihr entgegen-
Machtergreifsung sich an Kreise außerhalb der Jndustriearbeiters stehen-de Rechtsopposition, die erst vor kurzem .wiede.r viel

schaft und sogar außer-halb der Bauernschaft wandte, so nur

deshalb, weil er in diesem Augenblick die begrenzte Partei-
schlagkraft und lParteidoktrin in eine umfassende Bewegung aus-

weiten mußte. Nicht einen Moment ist er innerlich von seiner
kommunistischen Grsundansicht abgewichenz wohl aber hat er aus

äußeren Gründen, eben weil er sich recht schwach fühlte, eine

Gewinnung möglichst des gesamten Volkes — unter Abzug selbst-
verständlich der feudalen und hochkapitalistischen Schichten —- ver-

sucht. Beinahe jede Revolution verfährt so, weil beinahe jede
durch eine kleine Anzahl Men-

schen oder eine kleine Organi-
sation ausgelöst wird, die nun

genötigt ist, nach allen Seiten zu

appellieren, nach allen Seiten mit

Die Aussenhandolsbeziohungen
Deutschland-Russland

erwähnt wurde, als Stalin eine neue Säuberung der Kommu-

nistischen Partei anbefahl und nun Leute wie Kamenew und

Sinowjew, die schon früher einmal ausgeschlossen cworden waren,
wiederum entfernt wurden. Man darf sagen, daß Stalin sich bald
von der einen, bald von der anderen Opposition Argumente und

Maßnahmen entlieh und dabei immer wieder diese Gruppen als

Op osition rücksichtslos aufs Haupt schlug — vermeintlich eine

Zi zackpolitik, die aber in ihrer Mittellinie durchaus konsequent
war. Der Bolschewismus hat vom deustrieproletariat seinen

«Anfang genommen und muß
immer wieder die Industrie-

arbeiter als seine Kerntruppen
betrachten ; aber wie Tenins erstes
Dekret den Bauern das Land gab,

Versprechungenzu arbeiten. Man

wird Lenin nie begreifen, wenn
so hat der Bolschewismus bei
allen strengen Maß-regeln gegen

man nicht den Taktiker und den. wzxxxe»m- Vs- «--- i -»-W—.-a»s—-Es O ---«» das Dorf niemals ve es d ß
i » « - ·
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Rußland doch eben Bauernstaat
gerade Weil er- Um DIE Doktrin Wirt-EIN Mk L. IX « ED» ist und trotz der Industrie-risse-

,-—-—»,»-;;"'u retten, so häufig den Taktiker

Zerrorkehrtgist er ein großer
Staatsmann gewesen. II

Selbst der Rätegedankewird

von Lenin nur als Mittel, nicht

run noch lange bleiben wird.
Des alb die entschiedene Front

gegendas, was man als ultras
inks bezeichnet.

So hat die Sowjetunion in
als Zweck betrachtet. In seiner diesen ün zehn ahren einen

» Schrift ,,Staat Und Revolution«
« jschlsnd Weg verfongder kkineswegsden

hat femn den Hauptnachdruck H« T s q» Extremismus aufweist, den der
aus die Devise »Alle Macht den - «- « X ausländischeBeobachter leicht ge-
Rätenl« gelegt, und Name wie

Agitationskraft der Sowjetunion
in der ersten Zeit, Agitations-
kraft gerade auch außerhalb ihrer
Grenzen, erklären sich nicht
zum wenigsten daraus. Aber
wie dem jüngeren Tenin der WL

neigt ist festzustellen, wenn er die

Maßlosigkeiten und Graus-am-
keiten in Einzelfällen, etwa bei
der Unterdrückung der Kulaken
oder der Kirche, berücksichtigt
Diese Ding-e, so schlimm sie

Sowjet wenig bedeutete, so hat
der Rätegedanke im Fortgang der Roten Revolution immer
mehr can Gewicht verloren —- auch hier also, bei diesem an-

scheinenden Kardinalpunkt, ein Wandel, der aber nur beweist daß
der Sowjet eben nicht kardinalen Wert besitzt. Er ist heute
eigentlich nur noch Gliederungsprinzip des Volkes und des Landes
Und dies neben anderen

» Gliederungsprinzipien, wie etwa der,
Nationalitäteneinteilung und .«der neuerdings besonders beliebten
Einteilung in Wirtschaftsrayons Die Kommunistische Partei

auch den Westeuropäer berühren,
»

dürfen nicht irremachen: wer

die große Linie der olitik übersieht, wird bemerken, daß
die Sowjetunion allen bertreibungen aus dem Wege gegangen
ist, und daß, wo einmal der Bogen überspannt worden

"

war,

wie«in der Raschheit der Kollektivisierung auf dem Lande, die

Regierung sich nicht gescheut hat, mehrere Schritte zurück zu tun.

Dies von Lenin eingeweihte und in der bekannten Nepspolitik
beispielhastdurchgeführte Maßhalten und sogar Zurückweichenist
von Stalin eher noch ausgebaut worden. Und doch steht, wir müssen
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uns immer daran erinnern, über der großen Linie die größeres.Wie
« man sich nicht verwirren lassen darf von den vielen unerfreulichen
Einzelfällen, darf man auch das taktische Maßhalten nicht falsch
auslegen: das äußerste Ziel bleibt, und nur die Mittel ändern sich,
die Farbe bleibt, sund nur die Schattierungen wechseln.

Weil aber unverrückbar ein sachliches Ziel im Hintergrund steht,
des-halb wird die proletarische Diktatur niemals zu einer persönlichen
werden. Auch hier ist Maßhalten zu konstatieren. Man hätte,
solange Tenin noch regierte, glauben können, seine Diktatur sei
persönlich, so überragende Macht hatte er. Daß aber sein Tod,

-wenn es auch Diadochenkämpfe gegeben hat, doch keine Er-

schütterung des Systems zur Folge hatte, liefert den besten Beweis,
daß selbst bei ihm von einer persönlichen Diktatur nicht die Rede
war. Des Rätsels volle Lösung haben wir in der Hand, wenn wir

erwägen, daß der Bolschewismus auf einem dem Faschismus ent-

gegengesetzten Führergedanken beruht. Jm heutigen Italien gilt
der Dsuce als

gnadenhaft er-

koren, und diese
Berufung wird
wieder abgeleitet
von seiner beson-

1321 ders innigen Ver-

bindung mit den
über die Jahr-
tausende wirken-
den gestalterischesn
Kräften der Na-
tion. Er vereinigt
die nationale

Gnadenfülle in

sich und läßt sie
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doch noch in der

Idee, in seiner Schichtungstendenz,die von unten nach oben läuft, und die
den höheren Sowjet immer aus Delegation des unteren erwachsen läßt.

Zu keinem andern Ergebnis avird man gelangen, wenn man

das Verhältnis des Bolschewismus zum Staatsgedanken unt-ersucht.
Man weiß, daß der Marxismus als Ideal das Aufhören des Staates,
den Übergang des Staates in die Gesellschaft,normiert hat. Der
Staat sei, so heißt es, immer Zwangsinstrument in der Hand einer
ausbeutenden Klasse gewesen, falle aber eines Tages »dieseKlasse
fort, so sei es auch mit dem Staate vorbei. Jn Wahrheit vertritt
aber der Bolschewismus einen Staatsgedanken, wie er straffer »und
härter gar nicht gedacht werden kann. Gewiß, es wird erklärt,
man sei noch in 1der periode Ides Ubergangs vom Kapitalismus zum
Sozi-alismus, und in diesem Zwi·schensbadisum,in dem die revo-

lutionäre Diktatur des Proletariats herrsche, müsse, damit diese
Diktatur möglichst effektiv sei, eben auch der Staat möglichste Kraft
haben. Aber es ist doch nicht zu» verkennen, daß das rote Regime
seinen Staat über diese augenblicklichen Notwendigkeiten hinaus
hegt und pflegt, und daß es dabei immer mehr den spezifisch russischen

»-

Staat meint und dessen Interessen, vor allem in der Außenpolitik.
Die Berücksichtigun der Nationalitäten hat den Staat nicht etwa

zum Nationalitäten taat werden lassen, vielmehr ist er schon um des-
willen großrussisch seinem eigentlichen Wesen nach, weil die Partei
in Moskau zentralisiert ist. Man lasse sich nicht täuschen davon, daß
der Ausdruck Rußland, selbst Sowjetrußland mehr und mehr ver-

mieden wird. Und gerade weil man sich gern international gebärdet,
lassen sich die nationalen Ziele um so unangreifbarer verfolgen. Die

Außenpolitik dient der rusischen Staatsidee. Damit aber wird die

Sowjetunion Macht unter Mächten, und sogar, bei allem Nationaliss

mus, besonders behutsame Macht. Weil sie angesichts der Fünf-
jahrspläne unter keinen Umständen durch außenpolitische Verwirk-

lungen in ihrem sozialistischen Aufbau gestört sein möchte, ist sie
in ihren außenpolitischen Aktionen von großer Mäßigung

Aus dieser taktischen Mäßigung aber »der Sowsjetunion entspringt
für uns eine wichtige Lehre. Auch diejenigen in Deutschland, die

eingesehen haben,
daß der Draht .

nach Moskau was aus

XIImästetngDie wichtiqstenposten acka einsah-aus
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pallopolitik nur

mit halbem Her-
zen; denn sie ha-
ben stestsidieEmps .

findung, damit
dem Kommunis-
mus freie Bahn
zu geben. Solche
Bedenken sind
müßig.Die Sow-
1etunion ist viel
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schaftliche Ver-
hältnis zuDeutsch-

«

land kommunistische Nebenabssichten einzuschmuggeln. Diese Freund-
schaft ist auch gar nicht Ausfluß des Bolschewismus, sondern der

russischen Staatsidee, die nun einmal von der Sowejetunion vertreten
wird. Es handelt sich-,richtig betrachtet, um nichts anderes als um

Fortsetzung und Abwandlung des Bismarckschen Rückversicherungss
vertrages. Wir haben uns 1922 in Rapallo zusammengefunden in dem

gemeinsamen Vorhaben, uns gegenseitig als außenpolitisschHandelnde
und nicht nur Dulden-de anzuerkennen und zugleich einen Strich- unter
die Vergangenheit zu ziehen. sSo natürlich diese gemeinsame
Haltung war, so selbst-verständlichist auch ein weiterer gemein-
sam-er Weg der beiden Mächte. Wenn die Sowjetunion auch
manchmal glaubt, ohne Deutschland auskommen zu können, und
wenn wir vielleicht einmal in denselben Glauben verfallen, allein
die Geographie fordert unser Einvernehmen. Und was wir auch
gegen das rote Regime einzuwenden haben mögen, immer werden
wir uns sagen müssen, daß jedes andere Rußland sehr viel mehr
als das bolschewistische asuf den Spuren des europäischen Westens
wandeln wird.

Felle. Pelze. «-

Wandlungenim Wirtschaftssystem
Von Dr. Hans-Siegfried Weber

·

Wie in einer Erdbebenwarte lassen sich- die elementaren Er-

schütter«ungen,die das in der Welt überwiegend herrschende
kapitalistische System durchziehen, registrieren. Ob sie sich zu einem
Weltenbrand auswirken und in ihrem Sturze den ganzen Kapita-
lismus mit sich reißen — das ist die große Schicks-alsfrage,die allent-
halben erörtert wird. Manche wirtschaftlichen und finanzkapitalistis
schen Riesenunternehmungen haben sich zweifelsohne als nicht an-

passungsfähigerwiesen. Zu ihrer Stützung hat der Staat im Inter-
esse der Allgemeinheit eingreifien müssen. Das geschiah aber keines-
wegs nur in Deutschland. Auch in Frankreich, das unter der Welt-
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wirtschaftskrise erheblich weniger zu leiden hatte, sind eine Reihe von

Pariser und Provinz-Großbanken zus-ammengebrochen«.Weiteren Zu-
sammenbrüchen wurde nur durch Hilfe des französischen Staates

begegnet.
«

Wir haben uns zweifellos von der individualistischs«
liberalen Wirtschaftsform in mehrfacher Hinsicht ent-

fernt. Dieser Tatbestand muß vor allem festgestellt werden. Die

Stützungen großer Unternehmungen in der Industrie und im Bank-

wesen hat der öffentlichen Hand einen nie sgeahnten Eingang in die

Wirtschaft verschafft, hat ihr Möglichkeiten der Einwirkung gegeben,



Ver Heimatdienst

die man in ihrer Bedeutung vielfach unterschätzt. Es sollen und
können hier nicht die Einzelfragen, die durch Staatseinfluß auf die

Riesenunternehmungen entstanden sind, erörtert werd-en. Rotwendig
aber ist, daß man das p ro blem sieht, das zur Lösung steht.

Es geht aber nun nicht an, den Kapitalismus schlechthin mit
dem Liberalismus zu isdentifizieren, wenn auch die liberale Ideen-
welt für die Durchssetzung des kapitalistischen Systems von aus-

fchlaggebender Bedeutung war. Die Entstehung des heute
allgemein in der Weltwirtschaft herrschenden K a p it a l i s m us geht
jedoch auf den Merkantilismus zurück, der sich überall
in den europäischenStaaten im Laufe des 16. bis Ende des 17. Jahr-
hunsderts durchsetzte. Der Staat, welcher damals in das wirtschaft-
liche Leben mit starker Hand eingriff, überwand das vorkapitalistische
reine Bedarfsdeckungsprinzip und schuf im Handel wie im Gewerbe

Großbetriebe. Gewiß wirkte sich diese staatliche protektion einseitig
aus; denn der Staat wurde der Herr des wirtschaftlichen Lebens
und betrachtete die Wirtschaft als eine Sphäre der normalen Ver-

waltung, wie etwa die Polizei. Er förderte aber doch praktisch«durch
ein kompliziertes System den auswärtigen Handel und die gewerb-
liche Manufaktur. Er verkaufte gewerbliche Erzeugnisse und

Jndustrieprodukte ans Ausland, ja er erzog die Untertanen zur kapi-
talistischen Wirtschaftlichkeit. Unter den deutschen Fürsten spielen
die Hohenzollern als Begründer kapitalistischer Industrien eine

hervorragende Rolle.

durchaus vom Staate gefördert. Ia, der Staat hat, wie ein kame-

ralistischsmerkantilistischier Schriftsteller sagte, die Privaten an den

åOhren herbeiggpgenkdamitsie sich als kapitalistische Unternehmer
betätigten.

’

Auf die Überspannung der Staatsgewalt durch den Mer-
kantilismus folgte die Epoche des Liberalismus in der

Wirts ch aft. Die Dsurchsetzungdes freien Spiels der Kräfte im

wirtschaftlich-en Leben, unbehindert von jedem Eingreifen des Staates,
wollte die liberaliftische Anschauungswelt. Zugleich aber verlangte
sie die wirtschaftlicheSelbstverantwortlichkeit des einzelnen: weder
der Staat noch die Gesellschaft sollen dem Individuum die Ver-
antwortung sur seine wirtschaftliche Existenz und sein Vorwärts-
kommen-abnehmen.Der Liberalismus suchte aber auch den Staat
aus jeder wirtschaftspolitischen Betätigung herauszubringen und

erwartete von einer völlig schrankenlosen Wirtschaft die Harmonie
im wirtschaftlichen Leben. Er forderte daher die ungehemmte
Causchwirtschaftüber die ganze Erde, nämlich den Freihandel. Vom

Einzelindividuum ausgehend, sollten nach der liberalen Doktrin

Wirtschaft und Gesellschaft konstruiert, sollte die allgemeine Wohl-
fahrt in der Welt herbeigeführt werden.

.

Die Grundgedanken des wirtschaftlichen Liberalismus setzen aber
eine Gesellschaft von Wirtschaftssubjekten voraus,
die nebeneinander stehen und die Gleichheit der Chancen
besitzen. Die liberale Idee stammt daher aus einer wirtschaftlich-
sozialen Kleinwelt und sah nicht die großbetriebliche,wie die groß-
technische Wirtschaft voraus. Den einzelnen Individuen hatte der
Liberalismus Raum verschafft und alle Hindernisse aus dem Weg
eräumt. Aber diese Stabilisierung der absoluten Wirtschaftsfreiheit

drohte schließlichzum Kampf aller gegen alle auszuarten und gerade
die ökonomischeOrdnung, die der liberale Individualsismus als natur-

gegebene Harmonie wünschte, zu zerstören. Aus der Wirtschaft selbst
entstanden daher neue Bindungen und Bildungen, neue Form-
und Ordnungsideen. Gerade in dem hochkapitalistischen
Lande jenseits des Ozeans, in den Vereinigten Staaten von Amerika,
wurden zuerst zur Bändigung der freien Konkurrenz
Trusts und Kartelle geschaffen, die zugleich eine unerhörte Betriebs-

konzentration und Steigerung der Produktion im Gefolge hatten.
In diesem Umwsandlungsprozeß, der sich schließlich in der gesamten
kapitalistisch geführten Weltwirtschaft vollzog,«griff aber auch der

Staat wieder stärker ein und durchkreuzte die reine Markttendenz
durch seine Ordnungstendenzz zumal

eben die entstandene Groß-
wirtschaft nicht mehr Individua wirtschaft im Sinne des liberalen

Systems war.

Der Kapitalismus stellt eben ganz und gar kein ein für alle

Mal-e fertiges System dar· Die kapitalistische Wirtschaft
befindet sich in einem Zustande ständiger Wandlung.
Sie wird nicht getragen von statischen Grundsätzen, sondern ist von

Der private Erwerbsgeist wurde damals

dynamischen Kräften erfüllt. Stets hat der Staat auch in das wirt-

schaftliche Leben eingegriffen, sdenn es hat praktisch niemals eine
von »der staatlichen politik gänzlich unabhängige Wirtschaft gegeben.

So primitiv vollzieht sich aber nun auch nicht der wirtschaftliche
Entwicklungsprozeß, daß einfach in unserer jetzigen Lage der
Merkantilismus nachgeahmt werden könnte. Das merkantilistische
System war an seine Zeit gebunden. Die heutigen Zusammenhänge -

zwischen Staat und Wirtschaft gilt es daher in ihrer Einmaligkeit
und Einzigartigkeit zu begreifen. Man kann nicht Prin-
zipien aus ganz anderen Zeiten übernehmen.
Wenn daher an sich der Staat wieder stärker in das wirtschaftliche
Getriebe eingreift, so ist das noch kein Staatskiapitalismus. Er
will im Gegenteil oft gerade die gesunden Grundlagen der Privat-
wirtschaft erhalten.

Die Volkswirtschaft stellt aber auch andererseits niemals eine

bloße Zusammenfassung von Einzelunternehmungen dar, die von

einer Zentrale aus gelenkt und technisch beeinflußt werden könnten.

Sie ist vielmehr ein organisches Ganzes, dessen einzelne Glieder

gesund sein müssen. Gerad-e der deutsche volkswirtschaftliche
Organismus ist nicht lebensfähig ohne eine leistungsfähige L an d -

wirts ch aft. Die Erhaltung der Grundlagen landwirtschaftlicher
Produktion, die Sicherstellung der Volksernährung bedeuten Rot-

wendigkeiten für die deutsche Wirtschaft. Sie sind keineswegs
identisch mit Autark«ieb.e-stre«bungen.Auch Reichsernährungsminister
Freiherr von Braun hat sich mit Recht gegen den Vorwurf der

Exportfeindlichkeit gewehrt. Die Landwirtschaft ist aber auch ein viel

größerei«Abnehmer-der Jndustrieproduktion als das Ausland. Sie
nimmt z. B. in normalen Zeiten allein ein Drittel der gesamten
deutschen Metallerzeugung auf. Kommen daher die landwirtschaft--
lichen Betriebe in Deutschland zum Erliegen, dann müssen über kurz

·

oder lang die industriellen Unternehmungen ihre Tätigkeit zum
größten Teile einstellen und Arbeiter entlassen. D i e J n dustrie
ist also im größten Maße an einer leistungsfähigen
unid kaufkräftigen Landwirtschaft interessiert.
Und wenn heute bei uns dem Bauerntum sund Großgrundbesitz be-

sondere staatliche Hilfen zuteil werden, so geschieht das keineswegs
nur im Interesse diese-r Privatbetriebe selbst, sondern im Gesamt-
interesse der übrigen Wirtschaft. Es handelt sich auch hierbei keines-

wegs um einen Vorgang, der sich auf Deutschl-and beschränkt. Auch
in den meisten Agrarländern Südofteuropas und Süd-amerikas mußte
die Regierung zum Schutze der Landwirtschaft Maßnahmen ergreifen.

Wirtschaftspolitik läßt sich überhaupt nicht nach bloßen Prin-
zipien treiben, die ein für allemal feststehen. Die ökonomischen Tat-

sachen und Ordnungen tragen nicht den Stempel der Dauer und

Unveränderlichkeit. Der Staat muß in den wirtschaftlichen Prozeß
unter Umständen allein unter dem Gesichtspunkte eingreisfen,
Schlimmeres zu verhüten. So galt es denn auch in Deutschland den

Zusammenbruch großer Banken- und Industrieunternehmungenzsu
verhindern; denn allein eine weitere zusätzlicheArbeitslosigkeit hätte
wahrscheinlich zum Ruin der gesamten deutschen Wirtschaft geführt.
Von den gestütztenBankinstituten hing aber auch z. B. das Wohl
und Wehe tausender kleiner Genossenschaften ab, die bei einem Ver-

sagen der großen Geldinstitute zusammengebrochen wären und dann

Hunderttausende von Hansdwerkern »und Kaufleuten ruiniert hätten.
Die wirtschaftliche Entwicklung muß in ihrer Totalität und in

ihren Zusammenhängen klar erkannt werden. D a s w i rts ch aft -

liche Leben geht nicht unabhängig von der staat-
lichen Politik seinen Weg. Aber auch dem Staate sind in

seinem Handeln Grenzen gesetzt, wenn er Erzeugung und Verbrauch
in ein harmonisches Gleichgewicht bringen will. Gerade eine durch
äußere und innere Ursachen stark geschwächte Wirtschaft verträgt
keine Experimente, die lediglich auf theoretischen Konstruktionen
beruhen, ohne die natürlichen Gegebenheiten hinreichend zu be-

rücksichtigen. Immerhin, das Wirtschaftssystem ist, wie wir sahen,
nichts Unabänderliches. Es muß jede Starrheit vermeiden, elastisch
genug sein, um sich dem Wechsel der Ding-e, der zwangsläufigen
Entwicklung anpassen zu können. Und vor allem: es muß sich seiner
sozialen Verpflichtung-en gegenüber der Volksgessamtheit bewußt sein.
Nur so wird es seine eigentliche Aufgabe erfüllen können: dem Ge-

meinwohlzsu dienen, Brücken zu schlagen süber widerstreben-de Inter-
es en.

«

«

Abt an dem-schenGrenzen - Apis ers-,- eeisiz Keim-a

In einer Länge von mehr als 200 km dehnt sich der Böhmer-
Und Bayerwald an der östlichen Grenze Bayerns, ohne freilich eine

Völkerschseidezu sein. Dies Gebiet stellt den größten zusammen-
hängendenWald Europas dar. Gewaltig, zum Teil im Urzustande
erhalten, manchmal düster in seiner Großartigkeit und ernst, erhebt
sich der Hochwald über der Lieblichkeit der fruchtstrotzenden Felder
und Wiesen, die sich südlich an die Donau hinabziehen, im Norden

das böhmischeTiefland bedeckend. Man kann tagelang zwischen
Osser und Arber, zwischen Rachel, Lusen und Hochficht wandern,
ohne außer wenigen Forst- und Zollbeamten ein paar Bergsteiger zu

sehen, und diese sind zum überwiegenden Teil Tschechen. Vom

Reiche aus kaum besucht, dem Verkehr noch; wenig erschlossen,dar-um

aber auch in vielen Beziehungen noch urtümlich und von biederen

Menschen bewohnt, die von geradezu beschämenderEinfachheit und

Selbstgenügsamkeitsind, wurde dieser Wald durch die Grenzziehung
von 1918 -——- entgegen dem Selbstbestimmungsrecht — politisch ge-

spalten, obgleich alle seine Bewohner bayerischen Stammessind. Das

Waldgebiet wird von rund einer halben Millidn Menschen bewohnt,
die in den letzten Jahren in immer größere Not geraten sind, teils

durch die wirtschaftlichen, teils durch die politischen Verhältnisse
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Im Bayerischen Wald zu Füßen dee Arber (Bodenmaie)
(Jn diesem Haue leben 13 Menschen)

In harter Unerbittlichkeit steht die Not vor den meisten
Häusern der Wäldlen Früher war der Wald ihr Ernährer, denn

zehntausende fanden ihr Brot als Holzfäller, Flößer und als
Arbeiter in den Sägewerken, in den Glashütten, die in den Wald

gebaut waren» um das Holz an Ort und Stelle aufzubrauchen.
Heute —- es ist kaum faßlich —- ist das« russische Holz im Böhmer
und Bayerwald billiger als das, das vor dem Tore in unbeschreiblicher
Fülle wächst. Die Wälder klingen heute nicht wider von Axt-
schlägen; alle die vielen tausend Holzfäller sitzen zu Hause in ihren
bescheidenen Häusern und sind arbeitslos; sie haben auch gar keine

Möglichkeit, irgend etwas zu tun, denn es bietet sich ihnen keine

Arbeitsmöglichkeit. Alle diese kräftigen Männer stehen vor dem

dumpfen Richts. Der Familienvater erhält in der Tschechoslowakei
im besten Falle zehn Kronen Arbeitslosenunters
stützung für die Woche, das sind 1,25 RM. Von den 56 Glas-

hütten, die früher im Böhmer Wald gearbeitet haben, sind nur noch
vier in Betrieb und auch diese nur teilweise. Fast alle Sägewerke
stehen still. Auf der Moldau ertönt nicht mehr der laute Riuf der

Flößer, und auch der Bauer kann von dem spärlichen Ertrag der

hochliegenden steinigen Acker nur sehr knapp leben.

Zu all diesen wirtschaftlichen Nöten kommt auf der böhmischen
Seite noch die politische Unterdrückunghinzu. Daß freilich 600 be-

waffnete Tschechen den etwa 250 Seelen zählenden deutschen Ort

Albrechtsried am hellichten Tag überfallen, um den Bau

einer deutschen Kulturverbandsschule zu verhindern, ist.doch selbst
für »die Tschechoslowakei etwas Außergewöhnliches.

Vielleicht nicht so kraß deshalb aber nicht weniger schmerzhaft
macht sich die Arbeitslosigkeitauf der baYerischen Seite des Waldes
bemerkbar. Kommt man über Eisenstein in das Gebiet des Arber,
der die Tandschaft auf viele Dutzensde von Kilometer-n im Umkreis

beherrscht, dann ist man in einem Land so voller Schönheiten, daß
man es einfach nicht versteht, asus welchem Grunde nicht schon in den

Zeiten, da es Deutschland wirtschaftlich besser ging, Eisenbahnen ge-
baut wurden, »die wirklich den Verkehr fördern. Jnfolge der

schlechten Verbindungen können weder die Holzfirmen noch die ver-

schiedenen Glasindustrien mit andern Gegenden den Wettbewerb

aufnehmen, da ihre Waren zumeist Umwege von 60 und mehr Kilo-
’metern machen müssen, um an die Haupteisenbahnlinie heranzu-
kommen. Und da die Verbindungen schlecht sind, kann sich auch der

Deutschlands Kampf uni Gleichberechtigung
Die diplomatischen Besprechungen »und die öffentlicheErörterung

über Deutschlands Anspruch auf G l e i chb e re ch t i g u n g in d er
W e h r f r a g e gehen weiter. Herriot ist auf Einladung MacDonalds

einige Tage in London- gewesen. Das Ergebnis dieser Besprechungen
war, daß Herriot seinen Widerstand gegen eine Viererkonferenz auf-

«

gab, jedoch verlangte, daß diese Konserenz nicht in London, sondern
in Genf stattfinde, entsprechend der in der französischenAntwortnote

auf das deutsche Gleichberechtigungsmemorandum vom 29. August
vertretenen These, daß Verhandlungen über die Frage der Gleich-
berechtigung nur im Rahmen des V ölkerb untds stattfinden
dürften. Die englische Regierung hat daraufhin bei der deutschen an-

gesragt, ob sie bereit sei, an einer Viererkonferenz in Genf teilzu-
nehmen. Die deutsche Regierung-war genötigt, diese Frage mitNein

zsu beantworten. Die Gründe liegen auf der Hand. Deutschland hat
sich von der Abrüstungskonferenz zurückgezogen,solange die Frage
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Fremdenverkehrnicht heben. Das Städtchen Zwies el ist der

Mittelpunkt dieser Landschaft, die so außerordentlich geeignet wäre,
ein Sammelbecken für Sommer- und Winterwanderer zu werden.
Es müßte aber babdigst die im Osthilfegesetz projektierte, aber bisher
noch nicht begonnene Zellertalbahn gebaut werden, die die

bayerischeOstmark mit Nürnberg bzw. mit passau verbände und da-
mit an den Weltverbehr «anschlösse.Dieser Bahnbau würde auch
helfen, die augenblicklich ganz furchtbare Arbeitslosigkeit wenigstens
teilweise zsu beseitigen. Jn Zwiesel selbst sind laut Aussage des

Bürgermeisters von 4732 Einwohnern 3133 Unterstützte. Jn der
Gemeinde Bodenmais stehen die Verhältnisse noch schlechter, denn
hier sind es gar 85 v.H. aller Arbeitsfähigen, die augenblicklich
arbeitslos sind. Von 206 Arbeitern, die zum Beispiel von der Forst-
verwaltung bisher beschäftigtwurden, sind nur noch sechs in Arbeit.
Die Glashütten stehen bis «an zwei still und verfallen allmählich.
Das eine Bergwerk, in dem das sogenannte Polierrot abgebaut wird,
arbeitet noch zwei Tage in der Woche, wobei die Arbeiter weniger
verdienen, als die Arbeitslose-nunterstützungausmacht. Zu diesen
beispiellos schlechten Verhältnissen kommen dann auch noch die

Folgen der Hagel- und Windbruchkatastrophe aus dem Juli 1929.
Dieser Orkan hat den Wohlstand des waldbesitzenden Bauern völlig
vernichtet, aber auch die Staatsforsten schwer geschädigt.Wenn wir

zu diesen Katastrophen noch die Auswirkungen der allgemeinen
Wirtschaftskrise hinzurechnen, so können wir uns eine Vorstellung
machen, wie unbeschreiblich schwer es die Menschen dieses Rot-

standsgebietes haben.
Eine wichtige nationalpolitische Aufgabe wird es sein, alles zu

tun, um den Böhmischen und Bayerischen Wald wirtschaftlich, aber

auch national zu kräftigen. Eine der am ehesten durchzuführenden
Maßnahmen wäre eine Jntensivierung des Fremden-verkehrs in

diesem herrlichen Waldland mit seinen schönenBergen, seinen roman-

tischen alten Städten und seiner urwüchsigen bajuvarischen Bevölke-
rung. Auch der Böhmer- und Bayerwald ist ein Stück bedrohter
deutscher Grenzmark.
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ort Regen im Bayerlschen Wald

Zur TI-
der Gleichberechtigung nicht geklärt ist. Es zu veranlassen, an

einer Viererkonferenz in Genf am Sitz ider Abrüstungskonferenzteil-
zunehmen, enthielt die. Zumutung, sich wieder in den Rahmen der

Abrüstungskonfereuszeinzufügen, bevor die Frage der Gleichberechti-
gung geklärt ist, »d. h. also den ursprünglich eingenommenen Stand-

punkt aufzugeben. Die deutsche Haltung geht ja gerade dahin, sich
von der Abrüstsungskonferenzso lange zu distanzieren, bis die Gleich-
berechtigungsfrage geklärt ist. Die Festsetzung Genfs als Konserenz-
ort für die Viererkonferenz bedeutete den Versuch, Deutschland durch
eine Hintertür wieder in die Asbrüstungskonferenzhineinzuführen,
bevor die Gleichberechtigungsfrage geklärt wäre.

Wenige Tage nach der ablehnenden deutschen Antwort hielt im

sogenannten Effektivkomitee der Abrüstsungskonferenzder französische
Vertreter Massgglieine mit Vevdächtigungenreichlich durchsetzteRede

gegen Deutsch nd, in der er zu beweisen suchte, daß sdie deutsche
Polizei militärischen Charakter habe, militärisch ausgebildet, be-

waffnet und organisiert sei und deshalb ganz oder teilweise zur
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Reichswehr hinzuzurechnen sei. Der deutsche Vertreter auf der

Völkerbundstagung in Genf, Gesandter von Rosenberg, hat daraufhin
die in Genf tätigen Vertreter der Weltpresse zusammenberufen und

die Behauptungen Massiglis in wirksamer Weise richtiggestellt. Dieser
Vorgang zeigt, wie recht die deutsche Regierung mit ihrer ablehnenden
Haltung hinsichtlich Genfs »als Konserenizort für die Viererkonferenz
über die Gleichberechtigungsfrage hatte.

Im übrigen ist zu bemerken, daß der deutsche Standpunkt in der

Gleichberechtigungssrage in der öffentlichenMeinung der Welt, ins-

besondere Englands und Italiens, deutliche Fortschritte macht. Der
Druck der öffentlichenMeinung E n g la nd s aiuf die englische Regie-
rung verstärkt sich zusehends. Eine große Anzahl führender Per-

gnlichkeiten
aus den verschiedensten Kreisen, darunter Idie führenden

ischöfeEnglands, sind in aller Form bei der englischen Regierung
vorftellig geworden und haben unter anderem gegen die Ausführungen
der englischen Antwortnote asuf das deutsche Gleichberechtigungs-
memorandum Stellung genommen. Der englische Außenminister sah
sich dadurch veranlaßt, von dieser Note in aller For-m abzsurücken.
Der italienische Ministerpräsident M usso lini hat seinerseits den

deutschen Standpunkt in der Gleichberechtigungsfrage ausdrücklich
anerkannt.

Der Präsident der Abrüftungskonferenz,Henderson, hat die Ein-

berufung der Generalkommission der Abrüstungskonferenzasuf Ende
November vorgesehen. Er scheint also damit zu rechnen, daß bis

dahin die Gleichberechtigungsfrage so weit geklärt ist, daß Deutsch-
land wieder an den Genfer Abrüstungstischzurückkehrenkann. Ob

diese Erwartung berechtigt ist,- läßt sich natürlich noch nicht sagen.
Nur soviel steht fest: Deutschlands Anspruch auf Gleichberechtigung
ist eindeutig und unmißverständlich erhoben, und eine zweideutige
Kompromißformel hat keine Aussicht, von Deutschland angenommen
zu werden. Dk. S

Deutschland
und die Reform des Völkerbundsekretariato

Die 13. V-ölkerbundversammlung,die vor einigen Tagen in Genf
beendet wurde, hat einen großen Teil ihrer Arbeitszeit auf die

Reformdes Völkerbundsekretariatsverwendet, deren Notwendigkeit
seit Jahren von der Mehrzahl der Mächte anerkannt war. Sie

langer hinauszuschieben, war nicht möglich, schon aus dem Grunde,
weil große personelle Veränderungen in nächster Zeit in den lei-
tenden Stellungen in Genf sich vollziehen werden. Der General-
sekretär, Sir Eric Drummond, wird nach dreizehnjähriger Tätigkeit
im nächstenJahr von feinem Posten zurücktreten. Mit ihm zugleich
scheidet der japanische Untergeneralsekretär aus. Schon vorher
gehen der deutsche und der italienische Untergeneralsekretär in
andere Amter über. Gesandter von DufouriFeronce übernimmt

« nach sechsjähriger Tätigkeit an der Spitze der Abteilung für geistige
Zusammenarbeit einen wichtigen Auslandscposten.

Der Augenblick, in dem die Berufung ganz neuer Männer an

die Spitze der Völkerbundsverwaltungerfolgt, ist zweifellos für
eine Neuregelung der Organisation und eine Neuverteilung der
Arbeitsgebiete besonders günstig. Deutschland hat bei der Vor-
bereitung des Reformwerkes den einen leitenden Gesichtspunkt
in den Mittelpunkt der Erörterungen gestellt: daß nämlich der

Völkerbund nicht von einigen wenigen Großmächten beherrscht
werden darf, sondern daß er von allen Mitgliedstaaten getragen
werden muß. Die Gefahr, daß der Völkerbund zum Instrument
der Siegerstaaten im Sinne einer status two-Politik gemacht wird,
ergibt sich ja ohnehin aus der Entstehungsgeschichte der Genfer
Institution. Wer für-eine wirksame Zusammenarbeit aller Völker
im übernationalen Geiste eintritt, muß also mit allen Kräften
dahin streben, daß die Arbeit im Genfer Sekretariat so gleichmäßig
wie nur möglich aäf

alle Nationen verteilt und dadurch die Vorrang-
stellung einzelner ächte überswunden wird. Die deutsche Delegation
hat bei der lö.Völkerbundsversammslung unter Führung des
Gesandten von Rosenberg — im zuständigenAusschuß vertreten

durch den Staatssekretär z.D. Freiherrn von Rheinbaben —- für
diesen Grundsatz mit großem Nachdruck sich eingesetzt. Es gelang
ihr gegen den heftigen Widerstand insbesondere der Franzosen
durch-zusetzen,daß in Zukunft keine Macht in den leitenden Stellen
des Völkerbundsekretariats (zu denen neben den General- und

Untergeneralsekretärpostenauch die sämtlichen Direktoren rechnen)
mehr als zwei Amter besetzen darf. Infolgedessen wird bereits im

nächstenJahr der·ablaufende Vertrag des französischenLeiters der

Jnformationsabteilung nicht mehr erneuert wer-den.

Deutschland«das bewußt darauf verzichtet hat, in diesem
zusammenhang irgendwelche personellen Fragen auszuwerfen, sich
vielmehr auf die Wahrnehmung eines sachlichen Prinzips beschränkt
hat, erhält bei der nun beschlossenen Reorganisation die Leitung
der wichtigen Wirtschafts- und Finanzabteilung. Es hat zwar nicht
alle berechtigten Forderungen durchsetzen können, so ins-besondere
nicht die nach einem regelmäßigen Wechsel des stellvertretenden
Generalsekretärs. Aber es ist unverkennbar, daß ein Fortschritt in

der von der deutschen Politik angestrebten Richtung erzielt wurde.

w. St.

O

-

gehoben.

.wieder rückgängig gemacht worden.

kri en zerschellten.
«

- Daxübergreifendiesser mchilcliuciek
zu einer Dauer-

"

E

depression sich aus- tö-

wachsenden Krisis
·

Erhöhung der Sozialleistungen
Durch eine

Verordnunå
der Reichsregierung vom 19. Oktober

sind für die Zeit vom Z1. ktober 1932 bis zum 1. April 1933 die

Unterstützsungssätze in der Arbeitslosenhilfe er-

höht"worden. Arbeitslose in der Lohnklasse I bis 6 erhalten je
nach der Größe der Familie Familienzuschlägevon 2, 3 oder 4«Mark
in der Woche. Auch für Arbeitslose in einer höheren Lohnkbasse
sind Zuschläge vorgesehen, wenn ihr bisheriiger Unterstützungssaiz
den Satz der Klasse Vl einschließlichder Zulage nicht erreicht. Ferner
wer-den künftig alle Orte mit mehr als 50 000 Einwohnern der

Ortsklasse A zugerechnet. Jn der Ortsklasse B wivd die Unter-

scheidung in Gemeinden über und unter 10000 Einwohnern auf-
Der Reichskanzler ist ferner ermächtigt, zum Ausgleich

von Härten aus den Mitteln der Reichsanstalt einen Betrag von

acht Millionen zu verwenden.

Weiterhin stellt die Notverordnung »die durch Notverordnung
vom s. Dezember 1931 beseitigten Mehrleistungen der Kranken- .

kasfen, insbesondere auf dem Gebiet der Familienh.ilfe,
bis zu einem gewissen Umfang wieder her. Die Oberversicherungss
ämter sollen darüber wachen, daß hierdurch eine Erhöhung der

Krankenkassenbeiträgenicht entsteht. Jn der Unfallversiche-
rung ist die Kürzung der Entschädigung für Unfälle nach dem

31. Dezember 1931 durch die Notverordnung vom Juni des Jahres
Auch in der Rentenver-

s icherung ist eine Erweiterung der freiwilligen Mehrleistungen
zugelassen und die in der Notverordnung vom S. Dezember 1951 für
die Angestelltenvetsicherung verfügte Sperre wieder aufgehoben
worden. Damit wird die Gewährung von Waisenrenten und Kinder-

zuschsüxsen
über das Io. Lebensjahr hinaus fortab wieder möglich.

Schlsie lich sieht die Verordnung noch Milderungen hinsichtlich der

Kriegsopferrenten vor, für die sich der Reichspräsident mit

besonderem Nachdruck eingesetzt hat.
Die vorgesehenen Verbesserungen werden bis zum I. April 1933

einen Mehraufwand von etwa 70 Millionen erfordern. Weitaus der

größte Teil, nämlich 55 Millionen, entfällt aiuf die Arbeitslosen-
hilfe. Der enge Zusammenhang zwischen wirtschafts- und sozial-
politischen Maßnahmen wird hierbei klar. Die Regierung rechnet

.
mit einer Erhöhung der Einnahmen der SozialversicherungJals

RFolget.ihrer wirtschaftlichen Ankurbelungsaktion.

Eine Keriifrage bäuerlicherWirtschaft
Zwischen den Klippen des weltwirtschaftlichen Preiszusammen-

bruchs und der Kaufschwächedes durch Massenarbeitslosigkeit in den

Starrkrampf verfallenen Binnenmarktes muß sich die deutsche Land-

wirtschaft hindurchswinden. »Seit Jahren gleicht wenigstens der Markt

für Getreide und

bievekeälunqririmclufibrauchtHilfe!Kartoffeln einer In-
sel, an der die

Ietliaufserlisteilemluikncnaft inninizkuen m
Sturmfluten der in-

ternationalen Agrars

von den landwirt-

schaftlichen Rohstofi
sen sauf die Ver-

edlungserzeugnissehat
Millionen deutscher
Bauernhöse in den

Strudel der Preis-
zusammensbrüchefür
Milch, Butter, Käse,
Eier, Vieh, Fleisch
und Fette, Obst und

Gemüse hineingeris-
sen. Und die mit
einem jährlichen Ver-

lust von mehr als
einer Milliarde

Reichsmark verzwei-
felt ringende deut-

sche Landwirtschaft —- H Z —- —-

gikdseit Jahr und IWZZ Mle Mkle 93W31173162
ag das bittere

Empfinden nicht los:
Der deutsche Binnenmarkt wird der Schuttabladeplatz für alle

auf dem immer enger werdenden Weltmarkt nicht unterzu-
bringenden bäuerlichen Veredlungsprodukte. Auf deutschen Feldern
und Bäumen und in deutschen Gärten müssen für Hunderte von

Millionen an deutschen Früchten und Gemüse verfaulen; die Bauern-

frau erhält in einigen Gegenden nur e Pf. für den Liter Milch.

ZZI
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Die deutsche bäuerliche Veredlungswirtschaft hat seit dem Umbruch
der letzten Hochkonjunktur einen Verlust von mehr als fünf Milli-
arden Reichsmark erlitten. Und die Folgen: Voller Verzweiflung
werfen sich die deutschen Bauern auf den noch einzigen bisher
rentasblen Anbauzweig. Sie verwandeln die Zsuckerrübenanbaus
flächen, das Grünlanid und die Weideflächen in Getreideackerland.

Ist es nicht ein volkswirtschaftlicher Widersinn, daß in den

klassischen Viehzuchtgebieten an der Nordseeküste, in Schleswig-
Holstein, die Roggenanbaufläche für das kommende Wirtschafts-
jahr schon jetzt auf 128 v. H., in Oldenburg auf 120 v. H. der

letztjährigen Anbaufläche geschätzt werden muß? »Der Umbruch
der Grünlandflächen muß eine einschneidende Verengung unserer
Milch- »und Fleischerzeugungsbasis auf Iahre hinaus und eine

gefährliche Dezimierung unserer Viehbestände zur Folge habenl
Und es besteht gleichzeitig die Gefahr, daß die Brotgetreiideernte
auch bei starker Verfütterung im Inland nicht untergebracht
werden kann, und daß die Getreidepreise in den Strudel der in die

Tiefe gestürztenMilch-, Butter-, Vieh-, Gemüses und Obstpreisse mit

hinabgezogen werden. Soll nun auch der Getr-ei-debau und mit ihm
die deutsche Ostmark dem Verderben preisgegeben werden? Neinl

Der deutsche Osten und der deutsche Westen müssengeschütztwerden-
Dsie Getreiide-, »aber auch die Vieh-, Milch-, Gemüse-, Obstpreise
müssen stabilisiert werden. Dieses Ziel hat sich die Agrarpolitik des

Reichs gesteckt. Es zu erreichen, wer-den alle verfügbaren Mittel aus-

geschöpft werden müssen. Das dient nicht nur zur Erhaltung des

deutschen Bauernstandes, es liegt auch im Interesse des gesamten
deutschen Volkes. ( Dr. L. R.

Tagung der deutschen Academie
Die Deutsche Akademie hielt am H. und 15. Oktober ihre Haupt-

versammlung in München ab. Die Tagung stand unter dem Eindruck
der ernste-n Sorge, daß das Versiegen der wirtschaftlichen Mittel

für kulturelle Arbeiten nicht nur die wichtigen Arbeiten der Aka-

—»————— Blick in die Bücher
Kann Europa Frieden halten? Von Frank H. Simonds-, aus dem

Englischen übertragen svon Ka rl F ed e r n. Historischspolitischer
Verlag, Berlin sW 68. 412 Seiten. preis: geb. 7,60 RM., geh.
6 RM.·

Ein bedeutendes Buch in blendender Übersetzung. Es enthält

hinter dem journalistischen Titel wohl die beste Darstellung des heu-

tigen Zustandes von Europa. Sonderbar nur, daß diese aus der Feder
eines Amerikaners stammt. Denn Simonds ist einer der führenden

amerikanischen publizisten. Man merkt, daß sich in diesem Buch das

Studium zweier Jahrzehnte an Ort und Stelle, die Distanz zum

Objekt und ein durchdringen-der Verstand zu einer einheitlichen Schau

verschmelzen.
Simonds geht naturgemäß»aus svon dem Versailler Vertrag und

dem vonihm geschaffenen System. Schonungslos zerlegt er das

Werk der Pariser Konserenz und überschreibtdas letzte Kapitel dieses
Teils: »Der Mißerfolg der Friedenskonferenz.« Danach nimmt er die

durch den Versailler Vertrag ausgeworfenen Gebietsfragen vor, den

polnischen Korrisdor, die Anschlußfrasge,die ungarische Irredenta, die

Tschechen und ihre Minderheiten, die Balkians und Adriafragen.
Asuch hier zeigt er sich als überlegener Beobachter mit klarem Ver-

stand. Den polnischen Korridor bezeichnet er als ,,·einen kurz ge-

faßten Auszug und ein Lehrbeispiel all der Übel, an denen das

heutige Europa krankt«.
nale politik«, gibt der Verfasser eine »vor-bildlicheAnalyse der Lage
jeder einzelnen der Großmächte in Europa. Von da aus geht er über

zu dem Abschnitt über die »Friedensversuche«,in dem er die Ver-

suche der Rückkehr zu einem geordneten Frieden über die Kon-

ferenzen, den Völkerbund, den Kellogpakt usw. untersucht. Der

Schlußteil zerfällt in die beiden Kapitel »Zurück zu Locarno« und

»Die Krise der D—emokratie«.
«

Meisterhaft ist die Darstellung, souverän die Stoffbeherrsch-ung.
Die Skizze, mit der Simonds z. B. auf sechs Seiten das problem der

Abrüstung zur See zwischen den Ver-einigten Staaten; England,
Japan, Frankreich und Italien umreißt, ist ein Kabinettstück der

Schriftstellerkunst. Nur in der Polenfrage und in der Reparations-
frage ist eine gewisse antideutsche Befangenheit deutlich spürbar.
Es ist darum gerechtfertigt; daß zu diesen partien K arl Fed e r n

,

als Übersetzer,eine Reihe treffen-der Bemerkungen bseiigesteuert hat.
Den heutigen Zustand in Europa bezeichnet Simonds an mehr als
einer Stelle als ,,scheinbaren Frieden«, einen ,,Waffenstillstand«oder

-

»tiefe Anarchie«. Die Antwort des Verfassersan die Titelfrage
lautet ziemlich pessimistisch: »Heute steht Europa dicht am Rande des

Verderbens, und vielleicht ist die ganze Welt schon ·an dem punkt,
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iFortführung der Arbeiten zu ermöglichen.

In dem dritten groß-enAbschnitt, »Natio-.

demie zum Stillstand bringt, sondern auch darüber hinaus die bisher
erzielten Ergebnisse in Frage stellt. In dreifacher Hinsicht gab der
Arbeitsbericht der Akademie ein erfreuliches Bild bedeutsamer
Leistungen: Die wissenschaftliche Abteilung konnte eine Reihe wich-
tiger Arbeiten zur Deutschtumsforschung pub.liz.ieren, unter denen
an erster Stelle das grundlegende Werk SchmidtsRohrs über die
Sprache als Bildnerin der Völker steht. Die praktische Abteilung
ließ sichsdie Sorge für die höheren Kultur-bedürfnissedes Ausland-

deutschtumsund die auswärtige Kulturpolitik angelegen sein. Zahl-
reiche Hilferufe aus dem Auslanddeutschtum konnten berücksichtigt
werden. So wurde z.B. das deutsche Theater in Memel vor Über-

fremdung gerettet, das deutsche Theater in Riga wird unterstützt, san

der HerdersHochschule in Riga wurden zwei Lehrstühle errichtet,
wissenschaftliche Gesellschaften in der Tschechosslowakei und in
Rumänien wurden in ihrer Arbeit gefördert, viele—Tausend gute
Bücher wurden dem Aus-landdeutschtum zugeleitet usw. In der aus-

wärtigen Kulturpolitik hat die Deutsche Akademie sich der Er-
weiterung und Ausbildung des deutschen Unterrichts im Asusland
angenommen. Deutsche Lektoren und ausländische Deutschlehrer
werden mit Material unterstützt,ausländischen Deutschlehrern, Hoch-
schulprofessoren, Wirtschaftsführern und Studenten werden längere
Studienaufenthalte in Deutschland ermöglicht, um sie mit dem deut-

schen Kulturkreis in Berührung zu bringen. Gerade diese Arbeiten
sind in letzter Zeit außerordentlich angewachsen, können aber wegen
Mangels an Mitteln schwerlich im nötigen Umfang fortgesetzt werden.
Die Deutsche-«Akademise erläßt deshalb einen Appell an das ganze
deutsche Volk, durch Beitritt zu den Ortsgruppen der Akademie die

Ebenso wird die Unter-

stützung des Staates notwendig sein, wenn die Akademie den hoch-
entwickelten Organisationen der Franzosen und anderer Völker

erfolgreich entgegentreten soll, die sich mit allen Mitteln um den

Kultur-einfluß im europäischenOsten und Südosten bewerben.

Dr. K. T.

an dem sie sich entweder in die harte Arbeit fügen und ihr Leben ihr
anpassen oder zugrunde gehen muß.« Ganz konsequent hält der Ver-

fasser allerdings diese pessimistische Linie nicht durch. Infolgedessen
trifft es sich an einzelnen Stellen auch, daß sich widersprechende
Einzelurteile gegenüberstehen. Kein Wunder bei einer solchen Schick-
salsfragel Aber diese Stimmungsschwankungen ändern nichts an dem

großen Format dieser Arbeit. Z.

Die Ursachen des Geburtenrtickgangs im europäischen Kulturkreis.
Von Dr. Roderich von Ungern-Sternberg. Verlag
Richard Schoetz,Berlin. 1932. 320 Seiten. Preis brosch. 9,80 RM.

Es sind jetzt etwa hundert Iahve her, seitdem man zuerst in

Frankreich eine ausgesprochene Tendenz zum Geburtenriickgang fest-
stellen konnte. Es handelte sich damals um eine Oöllig neu-artige
Erscheinung, die anfangs noch wenig bemerkt wurde, und die denen,
welche sie bemerkten, ziemlich überraschend kam. Man stand im

übrigen Europa und in der übrigen Welt noch immer unter dem

Einfluß der Tsheorien von Malthus und einer dauernden Angst
vor drohender Ubervölkerung Das änderte sich um die letzte Iashrs
hundertwende, als nach und nach in fast allen Ländern des west-
europäischenKulturkreises (einschließlichder von Weißen besiedelten
überseeischen Länder) ein allgemeiner Geburtenrückgangeinsetzte.
Es entstand in jener Zeit eine wahre Flut von Literatur über Ur-

sachen und Folgen des Geburtenrückganges,die allerdings nur zu
einem geringen Teil das Wesen und die volle Bedeutung jener
grundlegenden Wandlung erkennen ließ.

Es war daher ein verdienstvolles Unternehmen der Eugenios
Researoh Association in Gold spriug Hat-bot (New york), die

Frage der Ursachen des Geburtenrückgangs zum Gegenstand eines

preisausschreibens zu machen, und es ist besonders erfreulich, daß
aus diesem internationalen Wettbewerb einer deutschen Arbeit, der

Schrift von Dr. R. v. Ungern-Sternberg, der Preis zuer-
kannt wurde.

Der Verfasser nimmt zunächstzu den verschiedenen Erklärungss
versuchen des Geburtenrüclgangs kritisch Stellung. Er kommt zu
dem Ergebnis, daß der Geburtenrückgang nicht aus irgendwelchen
biologischen Veränderungen der Erbmasse, aus Erschöpfungs- oder

Entartungserscheinungen, noch aus den vielfach angeführten formalen
Ursachen (Veränderungen im Altersaufbau, Veränderungen in der

Heiratshäufigkeit, des Heiratsalters usw.) zu erklären ist. Hier darf
hinzugefügt werden, daß auch der neuerdings von anderer Seite
unternommene Versuch, den Geburtenrückgang der Nachkriegszeit
allein aus den demographischen Nachwirkungen des Weltkrieges
(Fraueniisberschuß,veränderte Alterszusammensetzung der Verheirate-
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ten usw.), also ebenfalls aus ,,formalen«Gründen zu erklären,nicht
zum Ziele führt. Wie ich an anderer Stelle nachgewiesen habe, kann

durch die demographischen Kriegsnachwirkungen in Deutschland
heute bestenfalls ein Ausfall von 120-—130000 Geburten erklärt

werden, währen-d der gesamte Geburtenausfall gegenüber der Vor-

kriegszeit sich auf annähernd 1 Million Geburten jährlich beziffert-1).
Alle diese Versuche, den Geburtenrükkgangals eine rein formal

oder »natürlich« bedingte Folgeerscheinung von anderen Vorgängen
der Bevölkerungsentwicklunggewissermaßenzwangslos zu erklären,
müssenangesichts der gewaltigen Ausmaße, welche der Geburten-

ruckgang —- nicht erst in den beiden letzten Krisenjahren, sondern
in den letzten Jahrzehnten überhaupt -—-

angenommen hat, ver-

sagen. Mag ihnen auch in Einzelheiten eine gewisse Bedeutung
zukommen, so können sie doch nicht über die Tatsache hinweg-
täuschen,daß der Geburtenrürkgangnicht aus äußeren Umständen
beruht, sondern der Ausdruck einer veränderten Willensrichs
tung ist, daß Geburtenrückgang— aufs ganze gesehen — nichts
anderes bedeutet, als willentliche Geburtens

beschränkung, willentliche Kleinhaltung der

Familie.
Worauf ist aber diese Willensänsderung, dieser Wandel

der Mentalität des Volkes in Sachen des Geschlechtslebens und
der Fortpflanzung zurückzuführen? R. v. Un«gern-Sternbergkommt

auf Grund eingehender kultursgeschichtlicher und kultursphilosophis
schen Untersuchuan über die Verhältnisse in den wichtigsten
europäifchen Ländern zu dem Schluß, daß die eigentliche Ursache des

Geburtenrückgangesin der Verdrängung des Gefühls- und Seelen-
lebens durch rationalistisches Denken und durch ,,streberisch«e
G.esinnung«, wie sie unser Zeitalter kennzeichnet, zu suchen
sei. Diese streberische Gesinnung, die Gesin-ung, in deren Mittel-
punkt das Streben nach sozialem Aufstieg, nach wirtschaftlichem
Erfolg und Vorwärtskommen, nach gesicherter Lebensexistenz und

Erhohungder Lebenshaltung steht, äußert sich ebenso in der bürger-
lichen Gesellschaft wie im proletariat.

Neben dieser Hauptursache sieht v. Ungern-Sternberg
eine weitere selbständige Ursache des Geburtenrückgangs in der

Frauenetnanzipation, sofern sie der Frau Betätigungs-
möglichkeiten eröffnet und empfiehlt, die sie von ihren generativen
Ausgaben und sozialbiologischen Pflichten ablenken.

Alle anderen in den verschiedenen Theorien als Ursachen an-

geführtenErscheinungen, wie Verstädterung, Entkirchlichung,«Woh-
nungsnot, Ausbreitung des Präventivverkehrs, wirtschaftliche
Notlage usw. haben höchstens die Bedeutung von fördernden
Bedingungen. Die entscheidende Ursache des Geburtenrückgangs
im westeuropäischenKulturkreis liegt nicht ausf wirtschaftlichem oder

sozialefn Gebiet, sondern im Wandel der Lebensauffassung und

Gesinnung begründet. Dr» Burgdzkfexz

I) Vgl. F. Burgdörfer, Bett ohne Jugend. Geburtenschwund und liber-
alterung des deutschen Bollstörpers. Kurt Bowintel Verlag, Berlin 1932, S.101ff.

Ernst Iüngeri »Der Arbeiter,
Hanseatische Verlagsanstalt,
Geb. 5,80 RM.

Der Kriegsmann und Kriegsdarsteller Ernst Jünger ist jetzt
unter die Soziologen gegangen und legt den umfangreichen Versuch
einer neuen Gesellschaftsphilosophie vor. Solche Untersuchungen
über die absteigenden und aufsteigenden Zeitkräfte sind heute nicht
nur literarische Mode, sondern entsprechen auch in unserer geistig
und sozial zerrissenen Gegenwart einem echten Bedürfnis, solange
sie nicht in leeres Weltverbesserertum ausarten. Jüngers Buch
besitzt sden Vorzug der Originalität Er geht Utopien aus dem

Wege, er sucht seine Urteile unabhängig von den radikalen Vokabeln

zu halten, die heute von allszuvielen Deutschlandsuchern sehr will-

kürlich und verwirrend angewandt werden. Er läßt das Schlagwort
»Sozialismus« völlig aus dem Spiel und geht von der Gestaltung
eines Menschentypus aus, den er keineswegs mit dem Industrie-
arbeiter oder dem Proletarier gleichseizt, sondern den er ganz im

Gegenteil als staatstragende und gesellschaftsbibdende Aristokratie
aufgefaßt wissen will.

Das Arbeitertum nennt er eine »soziale Rasse«, die er weder

als Stand betrachtet noch als Klasse im Sinne lder revolsutionären

Dialektik des 19. Jahrhunderts. Den deutschen Lebensraum der

Zukunft schildert er als sogenannte ,,-Planlandschaft«und meint

damit Jeine Rationalisierung im organischen, nicht im mechanischen
Sinne. Hier stoßen wir allerdings schon auf einen Widerspruch,
den Jünger nicht auflösen kann. Sein Arbeitertypus ist eine Ab-

straktion aus dem Vorstellungskreise des Maschinenzeitalters, aber

Jünger möchte selbstverständlichusm keinen Preis als liberal er-

scheinen. Seine Zuchtidee und seine Rassenlehre beruhen auf einer

konservativen Weltanschauung, während sdieser technologische Arbeits-

mensch nur eine organisatorisch geordnete Zweckgesellschaft bilden

könnte. Den Ursprung dieser neuen Rasse verlegt Jünger in die

Materialschlachten des Weltkrieges. Gewiß waren die Stoßtrupps
im Trichtergelände der Westfront neue Gemeinschaftszellsen; aber

man muß sich davor hüten, auf das Wort »M-aterial« und auf die

Beherrschung der industriellen Weshrmittel zu großes Gewicht zu

legen. Sonst wird der Mensch vom Jngenieur überwältigt, und

die neue deutsche Männlichkeit geriete in völlige Abhängigkeit vom

modernen Apparat. Die Abkehr vom Jndividualissmus des Bürger-
tums darf nicht in eine Überschätzungeines genormten Menschen-
typus umschlasgen,der durch die Instrumente, deren er sich zu seiner
Leistung bedient, selber zum Sklaven des Instruments werden

könnte. Daß sich gegen Jüngers Gedankenführung viele Einwände

erheben lassen, mindert die Wichtigkeit seines Buches nicht. Die

Unklarheit der nationalen und sozialen Situation in Deutschland
macht es vorläufig unmöglich, eine Soziologie zu schaffen, die alle

Herrschaft und Gestalt.«
Hamburg. 300 Seiten.

1932.

Preis:

. Entwicklungssaktoren des deutschen Lebens erschöpfendberücksichtigt
und gliedert. Dr. Sch.-Pf.

Alte deutscheBurgen ans den Wohlsahrisbriesniarten 1982

Das Reichspostministeriumgibt am t. November 1952 fünfneue
Wohlfahrtsbriefmarken für die Deutsche Nothilfe heraus. Die neuen
Marken sind in Stahl gestochen und

in Stahldrurk hergestellt worden. «

Sie unterscheiden sich durch das in

Deutschland ungewohnte Quer-

format von den gewöhnlichen
Briefmarken, sind aber, ebenso wie

diese, zur Frankierung sämtlicher
Postsendungen nach dem Jn- und

Ausland bis zum Zo. Jsuni 1933

gültig. Während die Wohlfahrts-
briefmarken in den beiden letzten Jahren Städtebilder trugen, sind
auf den diesjährigen Wohlfahrtsbriefmarken alte deutsche Burgen
dargestellt. Die 4-Pf.-Marke, die mit einem.

Wohlfahrtsaufschlag von 2 pf. verkauft
wird, zeigt die Wartburg, die durch
Luthers Aufenthalt,

s das Wirken der

Heiligen Elisabeth und durch den in

Richard Wagners ,,Tannhäuser« verherr-
lichten Sängerkrieg ein Wahrzeichen deut-

scher Geschichte und deutscher Sage ge-
worden ist. An den schönen Rhein führt
die 6-Pf.-Marke (Verkaufspreis 10 Ef)mit dem Bilde des prächtigenSchlosses tol z ensels ,

das Mitte

des 19. Jahrhunderts aus der alten Burgruine ausgebaut wurde.

Die B u r g R ü r n b e r. g ,
die aus die malerischen alten Gassen der

Hauptstadt und die Türme der herrlichen Kirchen
St. Lorenz und St. Sebaldus hin-
abblickt, ist auf der 12-Pf.-Marke
abgebildet, die 15 Pf. kostet. Die

25 - P .
- Marke (Verkaufspreis

55 Pf. ,
die auf vielen Briefen ins

Ausland gelangen wird, zeigt das

durch Hauffs Roman berühmt ge-
wordene SchloßLichtenstein
in Württemberg. Die 40ipf.-Marke
(Verkaufspreis 80 Pf.) bringt

fränkischen

·eine Darstellung der alten Landgrafenresidenz in M a r b u r g an der

Lahn. — Für den täglichenGebrauch werden Markenheftchen aus-

gegeben, die je 5 Marken zu 4 und
S Ps. und 8 Marken zu 12 Pf. enthalten.

Bereits am 1. Oktober 1952 ist die

Wohlfahrtspostkarte der Reichspost für die

Deutsch-eNothilfe zur Ausgabe gelangt. Sie

trägt anläßlich des 85. Geburtstages des

Herrn Reichspräsidenten ein H i n d e n -

b u r g - Bild und eine eingedruckte Wohl-
fahrtsbriefmarke zu 6 Pf. mit dem T a n n e n-

b e r g d e n km a l (Verkaufspreis10,.pf.). Der
Vertrieb der Marken und Karten dauert bis zum 28. Februar 1933. Jhr
Ertrag dient zur Linderung der Winternot im ganzen Reich. Dr. F. G.

ZZZ
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Der siebziajciärigeHauptmann
Don Dr. par-l sie-stet-

Von Gerhart Hauptmann wanderte vor kurzem einmal eine

reizende Geschichte durch die deutsche Offentlichkeit. Er geht eines

ages irgendwo, in Hiddensee, in Schreiberhau, in Berlin seines
Weges, als plötzlich strahlend ein Mann auf iihn zustürzt und ihm
beide Hände entgegenstreckt: »Mensch,Hauptmann, das ist jsa gross-
artig, daß ich dich endlich mal wiedersehe! Wie geht’s denn, wie

steht’s denn —- du glaubst ja nicht, wie ich mich freue!« —- Ein Ge-

spräch entspinnt sich, aus dem Hauptmann entnimmt, daß der

Fremde, dessen er sich zunächst nicht entsinnt, ein einstiger Schul-
kamerad aus Breslau ist. Als aber die erste Wiedersehensfreude vor-

über ist, sieht der Mann den weißhaarigen Dichter freundlich fragend
eine Weile an und sagt dann: »Gut siehst du aus, Hauptmann, sehr
gut sogar; aber nun sag mal, alter Kerl, was ist denn eigentlich aus

dir geworden, was hast du denn die ganzen Jahre hindurch
getrieben?«

Die Geschichte ist sehr hübsch —- aber sie ist zugleich ebenso un-

wahrscheinlich wie hübsch. Denn sie hat sich gerade den Autor zur
Zielscheibe ihrer pointe genommen, aus den diese Pointe am

wenigsten zutrifft. Bei Thomas Mann,
bei jedem anderen wäre sie ohne wei-

teres möglich; bei Hauptmann geht
sie gerade darum am Ziel vorbei, weil
das Wunderliche seines Geschicks eben

dieses ist, daß ihn alle als einen

Dichter kennen, auch wenn sie keine

Zeile von ihm gelesen haben. Er hat
als einziger der älteren Generation

eine Popularität unabhängig von

seiner Arbeit bekommen, gewisser-
maßen popularität an sich. Man

kennt sein Gesicht noch da, wo nie

ein Buch, ein Stück von ihm hin-
gedrungen ist —- und weiß sogar, daß
er ein Dichter ist, wenn man auch
kaum weiß, was Dichten ist.

Man hat Hauptmann einen Na-

turalisten genannt, und seine Lauf-
bahn begann auch durchaus im Bann

dieser flüchtigen Zeittheorie, die seine
frühen Versuche stützte,wenn sie auch
mit seinem Wesen kaum etwas zu
schaffen hattet Jm Gegenteil: die

Rücksicht auf die Realität, das Ge-
bundenwerden durch ihre kleinen häß-
lichen Nichtigkeiten stand in schroffem
Gegensatz zum Wesen dieses Dichters,
also daß er bereits wenige Jahre nach
seinem Beginn ausbrach und in der

»Versunkenen Glocke« einmal sein
eigentliches Wesen, sein gutbürgers
liches Schönheitsbedürfnis so unge-
hemmt und ungehindert rauschhgst
strömend austobte, swie er es me

wie-der vermocht hat. Er griff bald

danach wieder nach den erprobten Zeitmitteln: aber ihren abso-
luten Bann hatte er gebrochen, und in seinem bisher letzten
Stück bekannte er sich sogar mutig zu den Seiten seines Wesens, die

ihn mit der Welt der Dichtung verbinden, gegen die der Natura-
lismus einst seine primitiven Methoden-und Mittel geschaffen hatte
— mit der Welt des bürgerlichen Theaters und der bürgerlichen
Geistigkeit im Sinne der achtziger Jahre. Er trat wieder wie in

seiner Frühzeit neben Hermann Sudermann, mit dem ihn viel mehr
verknüpfte, als die literarische Kritik der Zeit um 1900 ahnte und

wahr haben wollte.

Denn im Grunde seines Wesens war der Naturalist Hauptmann
genau so ein Romantiker des Rausches, des rauschhaften Lebens-

gefühls und der klingenden Worte wie der Ostpreuße Sudermann —-

nur daß in ihm zugleich das schwächendeMißtrauen gegen die eigene
Romantik saß, und der Versuch, sie vom Wirklichen aus zu kon-

trollieren. Sudermann war viel gläubiger, viel hingegebener als

Gerhart-Hauptmann: der aber hatte dasselbe Bedürfnis, am Rande der

Wirklichkeit einen Bezirk des überhöhten Daseins aufzurichten, den

er Schönheit nannte, weil er innerhalb der Realität zu viel Realität

und zu wenig Schönheit fand. Das Endziel war zuletzt das gleiche:
nicht Unbürgerlichkeit,wie sie beide selbst wohl wähnten, sondern ge-

steigerte Bürgerlichkeit im Sinne des Deutschland der letzten Kaiser-
zeit, ein schöneres, reich-eres, klügeres, gebildeteres, aber doch ein
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bürgerlichesDaseinabseits der eigentlich dichterischen, der absoluten,
wirklichwirklichenWelt, der sowohl Hauptmann wie Sudermann
nur mit einem Bruchteil ihres Wesens verbunden waren.

Hier aber ist vielleicht der punkt, von dem aus die übergreifende
Popularitatskraft Hauptmanns verständlichwird. Er war von Hause
aus, mit einem Teil seines Wesens ein Dichter; er war mit dem rest-
lichen Teil seiner Art dem ewigen Bürgertum verbunden, das als Ziel
und Schicksal immer über der großen Mehrheit dieses deutschen Volkes
stand und steht. Er hatte als Dichter das Bedürfnis, rauschhaft über
dieses Bürgerliche emporzusteigen, es mitzureißen in die roman-

tischenBereiche des Welt- und Lebendersteshens in Schönheit und
Begreifen wenigstens in Worten. Die gleiche Sehnsucht lebt aber
auch in den Undichterischen,den gewöhnlichen Menschen der Nation,
vor allem in den jungen: so fanden sie bei Hauptmann die Worte
der eigenen Wünsche und jubelten ihm zu, weil die Geistigkeit, zu
der er sie führte, den allgemeinen Bereichen nahe genug blieb, um

überall verstanden zu werden, vom Absoluten jedoch nur den fernen
Rauschklang, aber nicht die strenge Forderung, das Gesetz, die Wirk-

lichkeit brachte. -Was die Leute bei

Hauptmann fanden, war etwas vom

alten Idol des Dichters, erfüllt zum
Teil von seinem echten dichterischen
Wesen, gemildert aber und der Strenge
entkleidet von der eigenen Bürger-
lichkeit Hauptmanns. Weil er selbst-—-
freilich isoliert — zwischen der Welt
der wesentlichen und der gewöhn-
lichen Menschen stand, fand er

mit seinem wesentlichen Teil den

Zugang zu Bezirken des Lebens,
die sich den reinen fordernden Ge-
stalten der Dichtung schon verschließen
mußten.

Von diesen Bereichen aus aber

glitt sein Bild dann in die Bezirke,
die nur noch zuschauend, nicht mehr
selbst aktiv am sogenannten höheren
Leben des Tages teilnehmen. Von den

bürgerlichen Regionen aus glitt die

Erscheinung Hauptmanns, sein Bild
und seine Gestalt bis in die Schichten
unserer Welt, denen Buch und Bühne
fremd und fern bleiben: er wurde un-

vermerkt auch für sie der Dichter —-

Tyipus des Dichters sogar. Der

Ehrendoktor von Oxford ward zu-
leich für die alte Zeitungsverkäuferin,
ür den jungen Fußballmann der

Vertreter dieser seltsamen Beschäfti-
gung

— und er wurde damit zugleich
der Mann, der einen Abglanz dieser
Beschäftigung auch in Schichten fallen
ließ, für die bisher idie Dichter der

Nation kaum gelebt hatten. —

Von diesem Punkt aus wird Gerhart Hauptmann an diesem
15. November auch die Glückwünsche von Menschen entgegen-
zunehmen haben, die im übrigen seinem Werk und der Dauer dieses
Werks mit einiger Skepsis gegenüberstehen. Hauptmann gehört zu

denen, die Vorarbeit für das Kommende geleistet haben, für die

Dichtung aus dem Volksganzen für das Volksganze. Er hat sie im

Drama geleistet, indem er, wie im Florian GeYer, half, mit einem

neuen Wirklichkeitsinstinkt von außen her auch an die Vergangen-
heit der Nation heranzsugehen und diese Vergangenheit damit aus

dem Grau der Historie zu lösen und wieder ins Heutige hinein-
zustellen —- für alle. Er hat durch eine heute noch nicht völlig zu

überschauendeWirkungskraft zugleich geholfen, den Begriff und die

Gestalt des Dichters über die nur gebildeten und literarischen Bereiche
des Landes hinaus iauszuweiten und in Gebiete zu tragen, die bisher
diesem Begriff und damit den Wirkungen entzogen waren, die von

den Trägern der wunderlich-en Kronen der Dichtung ausgingen.
Indem Hauptmann dieses vermochte, half er mit seiner Erscheinung
und Gestalt mehr als mit seinem Werk Vorarbeit für das zu leisten,
was die Zukunft zu schaffen haben wird: Dichtung aus dem Volks-
ganzen für das Volksganze —- und schuf sich damit seinen Platz in

der Geschichte des Werdens dieses Volkes, zu dem hin wir ihm an

sseinem 70. Geburtstag gern unsere Glückwünscheund Grüße senden.
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Porto per Nacht-ahnte «- Preis-
liste statt-. -« II- solls-
Beriin N. 18 Friedrich-nahe 131 d
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mein einfaches Mittel,
welches ieb jedem
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Wäg- THIS

122 Bilder vom Deutschtum in aller Welt

PPEJSY PM. z-

neraussegenen »ein Deutsche- Ausland-Institut

10 000 Exemplare sind schon bestellt

Zu beziehen durch jede Buchhandlung eder beider

Ausland und Heimat Verlags-A.-G.
stuttgart. charlottexnplatz1.-
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stellt die

Verfassungs-
reform

und

deshalb
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Dr. W. Ziegler

Die Deutsche

Nationalversammlung
1919X20und ihr Vetfassungswerlc

Weil dieses Buch als einsiges die politisch-

historische Entstehung der Weimar-er Verfassung
und eine kein sachliche, realpolitische Kritik gibt

Umfang: 372 seiten

Preis in Leinen gebunden 12,50 RM - btesch. 10,- RM

Zu beziehen durch jede Buchhandlung oder unmittelbar

ZentralverlagG.tn.b.ll., Berlin W35, Potsdainek str. 41
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Bezugsprels: Ausland jährlich 9.— Mk. Inland 8.— Mk-

einschlielzlich Zustellung. l Mitglieder der Deutschen

Kolenialgesellschaft Vorzuqsprelse - hassen sie sich

icestenlos Probenummer zusenden durch den Verlag:

Deutsche Kelenlalgesellsehaft
serlln W Is. Am Karlsbed 10



Der Oelmeidienst

Sporen-BILDE-
nnrnhefter Maler, konkurrenzlos billig
von Mir-Is-— nn. s Tage zur Ansicht
Ober roooo zufriedene Kunden. Für Mitglieder
t Ex, od. Zahlungserleichterung ohne Preis-aufschlug
bis u Monate. Besichtigen sie unverhincllich
unsere Ausstellung oder verlangen sie photo-
graphische Abbildungen Nr. Iro.

Vers-nd nach allen Plätzen Deutschlands.

»Der Kunstkrels« S. tn. li. l·l·—
Verknutsstelle cl. Deutschen Maler-Gilde e.V.

Berlin c 25. Kurze strnlse l7, hinter clem Lehrer-
vereinsheuih an der Landsberger strsBe. Geschäfts-
zeir 9-—7 Uhr· Telefom Kupfergraben 4048
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Wohn- und Geschäftsräume

spez. : Treppenilure, Fassaden

Seslegcncwektakdckh
aber- SI lekhllligste Pkclsol

Auch zahlungserlelcnterung.

Hasel-Cl Werkstätten Woldt
Neukölln. Hermannstralse 16
Artequ l-'2. Neuköllm 2295.

Unser-elfringelig neuneltllelse

Icrsnensestsltuns, seleerstlen
werden Von erstlclassigetn alten Fach-
mann zu billigsten Preisen ausgeführt

Paul sen-eng sein«
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orhmöbel ab Fabrikl

Niedklge Preise. irsnko Ug-
scnle er: stell. Polster-gekn.

. .-. Ketslo qketls.
Korhmäheltalprl Böhm,
Oderlsnsonststlt 327, Uclnsslslrs usi.

mi- nmrn en user-neun

··l«otInsaal-lnnl.
Alte-te- Tuchverssntlnaas
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Zentralverlag S.tn.ls.lsl.
salu- I Is. Mal-III- slr. ll

Ein Fiilstsets Its vertiettem
sent-essen Familienlebens

Ein Jahreskalender für Mütter und Kinderfxeunde

Herausgegeben im 6. Jahrg-Inge- von Adele sehreiber

Prächtige Autnahmen aus dem Kinder- und Familienleben

Preis trotz besserer Alls·

M. IRettung herabgesetzt nur

Zu beziehen durch alle einschlägigen Geschäfte

ZsllikillllsklilllS.lll. Il.Il..Istlll lllII. Msllslllsf sil. lll

Der
deutsche Volkswirt

zerfressen-r- isan pozrrzic

UND wrnrsscHAPT

HerausgeberGustav Stolper
VERLAG UND KEDAKTION:

BERLIN Wäs, scllONEBBRGEK UFBK 32

Its-bein- juien Frei-up Einklme ZU JFO

Inientiszbonnenrens IWIWL ZU Iso-

Unterriehtend s Unabhängig s Unperteiieeh

Die einzige groJiePolitisch-

wirrscnajriiclieWochensclirthDeutschlands

Nie war wirtschqkiliclie Unterricluung
so notwendig wie lieu-e

Verlangen Sie Probeesemplure kostenlos vom Verlag

l
Zin- --Øtm Chr-M

fis- ais- Eexm alt-.- »Z(Wiaiiewi««

lleinkielt seiäeks

Gesammelte Werke
in 5 Ganzleinenhäntlen

über 2600 seiten auk Dünnclruelrpapiek

nur Blll 7.50

Aus dem Inhalt :

Bd. I: Lebreeht Hühnchen. von Perlin nach Berlin
Bd. II: Vorstadtgeschiehten IXII
Bd. III: Heimatgeschichten IXII

Bd. IV: Reinharcl Flemrnings Abenteuer
Bd. v: spukgeschichten. Phantasiestüeke. Musik

der armen Leute« Gesichte

Bei Aufgabe der Bestellung bitten wir, den Betrag zuzüglich
40 Rpf. für Porto, zusammen also RM 7.90 gleichzeitig

s auf unser Postsehecklconto Berlin 1023 83 zu überweisen.
Bei Nechnahmezusenclung Mehr-kosten

Zentralszchriktensihertrieb « Berlin W 35
Potscliuner stralie 41
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Schriftleimng und verantwortlich für den redaktionellen Teil : Reg.-Rat Ho rwi .
— Verantwortlich für den Unzeigenteil Ha go W riß e, Bnlinineuköllm — Verlag und alleinige Anzeigens
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